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Wairiſche Wahſreform.
Dem Poarteitage der bairiſchen Sozialdemokratie, der am

Sonntag und Montag in Ludwigshafen ſtattfand, iſt eine
Polemik über die Haltung der ſozialdemokratiſchen
Fraktion im bairiſchen Landtage zur Wahlreformvorausgegangen. Genoſſe Parvus ktitiſierte die Stellung

unſerer bairiſchen Parteigenoſſen abfällig, ihm folgte Genoſſe
Bebel und andere. Leider blieb die Polemik durchaus ein
ſeitiger Natur, da von den angegriffenen Genoſſen nur Ehr-hardt das Wort nahm. Die Phunchener Poſt erklärte dieſes

Schweigen der übrigen damit, indem ſie auf den vor der Thür
ſtehenden Parteitag verwies.

Der Parteitag in Ludwigshafen hat nun ganz unter demZeichen dieſer Holeimt geſtanden, die Verhandlungen waren

intereſſant und brachten manches zur Klärung der Frage.
Zum Verſtändnis des weiter unten folgenden Berichts iſt es
aber notwendig, daß man ſich über den Charakter der von
Bebel, Parvus uſw. erhobenen Vorwürfe informiert. Die
bairiſche Wahlreform, die ſeit dem Einzug des erſten Sozial
demokraten in den Landtag, auf der Tagesordnung ſteht, iſt
in der letzten Seſſion inſofern in ein greifbares Stadium der
Entwickelung eingetreten, als ein Kammerausſchuß zur Be-
ratung eingeſetzt wurde. Dieſer Ausſchuß faßte einen Beſchluß
in Geſtalt einer Reihe von Reſolutionen, die der Kammer zur
Annahme empfohlen wurden, und was das Ueberraſchende war,
einſtimmig. Da es ſich um eine prinzipielle Frage handelte,
mußte man geſpannt ſein, welchen Wortlaut dieſer zuſtimmende
Antrag haben werde; entweder mußten die gegneriſchen Parteien,
Zentrum und Nationalliberale, ſich der Forderung der Sozial-
demokratie, das allgemeine, gleiche, geheime und direkte Wahl
recht einzuführen, anbequemt, oder unſere Parteigenoſſen mußten
Konzeſſionen gemacht haben, ein Kompromiß eingegangen
ſein. Und ſiehe da, ſo ſchreibt Bebel in ſeiner Kritik, der
wir hier folgen, der Antrag erſchien und entpuppte ſich als ein
echter parlamentariſcher Wechſelbalg, wie er bei ſo
gemiſchter Vaterſchaft allein möglich war.

Der Ausſchußantrag lautet:
Es ſei die königliche Staatsregierung zu erſuchen, dem Land-

tag in der kommenden Seſſion rechtzeitig den Entwurf eines
neuen, mit den nachbezeichneten Grundſätzen übereinſtimmenden
Wahlgeſetzes nebſt einem Entwurf über die künftige Bildung
der einzelnen Wahlkreiſe vorzulegen:

1. Das direkte Wahlrecht iſt einzuführen.
2. Relative Mehrheit hat zu entſcheiden mit der Einſchrän-

kung, daß der Gewählte die Hälfte der abgegebenen Stimmen
auf ſich vereinigen muß; bei eventueller Nachwahl ſoll lediglich
relative Mehrheit entſcheiden.

3. Der Wahlberechtigte muß die bairiſche Staatsangehörigkeit
ſeit mindeſtens einem Jahre beſitzen.

4. Das Lebensalter iſt auf fünfundzwanzig Jahre feſtzus a) für das aktive Wahlrecht, b) dir das paſſive Wahl
recht.

5. An der Leiſtung des Verfaſſungseids iſt feſtzuhalten.
6. Der Wahlberechtigte muß dem Staate ſeit mindeſtens

einem Jahre eine direkte Steuer entrichten.

7. Die Ausübung des Wahlrechtes darf nur einmal und
zwar innerhalb des Wahlbezirkes erfolgen, in dem der Wahl-
berechtigte ſeinen Wohnſitz hat, und iſt durch Eintrag in die
Wählerliſte bedingt.

8. Ausgeſchloſſen von der Wahlberechtigung ſind: a) ent-
mündigte Perſonen, b) konkursmäßige Perſonen während der
Dauer des Konkursverfahrens, c) Perſonen, welche die Wahl-
en den durch richterliches Urteil verloren haben, ſo lange
dieſer Verluſt dauert, d) Perſonen, welche öffentliche Armen-
unterſtützung beziehen oder innerhalb eines Jahres vor der
Auslegung der Wählerliſten bezogen haben, wobei es nicht als
Armenunterſtützung anzuſehen iſt, wenn die Kinder von Wahl-
berechtigten aus öffentlichen Mitteln Schulunterſtützungen ge-
nießen.

9. Für die Anlegung der Wählerliſten hat das für die Reichs-
tagswahlen beſtimmte Reglement vom 31. Mai 1869 analage
Anwendung zu finden die permanenten Wählerliſten haben in
Wegfall zu kommen.

10. Die kgl. Staatsregierung hat die Wahlzettel zu beſtim-
men, die von gleicher Größe, Stärke und Farbe ſein und ein
deutlich wahrnehmbares amtliches Kennzeichen haben müſſen,
und die Firmen bekannt zu geben, von denen ſie bezogen wer-
den können. Andere Wahlzettel als dieſe werden nicht zuge-
laſſen und ſind eventuell ungiltig.

e Die Wahlzeit ſoll bis nachmittags 6 Uhr verlängert
werden.

12. Die Zahl der Abgeordneten iſt nach der Bevölkerungs-
iffer des Königreichs in der Art zu berechnen, daß im Durchan auf je 38 000 Seelen ein Abgeordneter trifft. Für dieſe

Berechnung iſt das Ergebnis der amtlichen Volkszählung vom
1. Dezember 1900 maßgebend.

13. Das ganze Königreich wird in geſetzlich beſtimmte Wahl
kreiſe für je einen, ausnahmsweiſe zwei Abgeordnete eingeteilt.
Jn der Regel darf ein Wahlkreis mit einem Abgeordneten nicht
unter 32000 und nicht über 44000 Seelen, ein Wahlkreis mit
zwei Abgeordneteten nicht unter 64000 und nicht über 88000
Seelen umfaſſen. Die zwiſchen dieſen Ziffern beſtehende Diffe-
renz ſoll ſowohl zur leichteren Abgrenzung der Wahlkreiſe
dienen, als insbeſondere zum Ausgleich des Unter-
ſchieds zwiſchen den größeren Städten und dem
Lande hinſichtlich des in erſteren vorhandenen
verhältnismäßig größeren nicht wahlberechtigten
Bevölkerungsteils führen.

14. Bei Bildung der Wahlkreiſe ſind die Grenzen der Amts-
gerichtsbezirke oder der Diſtriktsgemiinden thunlichſt einzuhalten;
wenn mehrere Amtsgerichtsbezirke oder Diſtriktsgemeinden einen
Wahlkreis bilden, müſſen dieſelben räumlich zuſammen-
hängen.

Dieſer Antrag enthält als Verbeſſerungen gegen den gegen-
wärtigen Zuſtand, daß er an Stelle der indirekten Wahl die
direkte einführt; daß das paſſive Wahlrecht von dreißig
Jahren auf fünfundzwanzig Jahr herabgeſetzt wird was
gegenüber dem beſtehenden Zuſtand im Reiche eigentlich ſelbſt-
verſtändlich iſt daß er das Wahlgeheimnis beſſer als bisher
zu ſichern trachtet. Nebenbei bemerkt ſind ungeſetzliche Wahl-
umtriebe, wie ſie in Preußen und Sachſen nicht ſelten, im
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Oſten Preußens ſogar Regel ſind, in Baiern kaum jemals
vorgekommen. So kann ich mich zum Beiſpiel nicht entſinnen,
daß ein bairiſches Reichstagsmandat wegen ungeſetzlicher Wahl-
umtriebe kaſſiert worden wäre. Das ſoll nicht die Ueberflüſſig-
keit der Maßregeln zum Schutze des Wahlrechtes in Baiern
darthun, ſondern nur ihre relative Bedeutung hervorheben im
Vergleich zu den Zuſtänden in anderen Staaten.

Verſchlechterungen gegen den beſtehenden Zuſtand im Aus-
ſchußantrag ſind, daß das Wahlrechtsalter, das ſeit Jahr-
zehnten in Baiern mit dem einundzwanzigſten Lebensjahr be-
ginnt, alſo ein wohlerworbenes Recht darſtellt, auf das fünf-
undzwanzigſte Lebensjahr hinaufgeſchraubt wurde; daß
für die Wahlberechtigung die Dauer der Staatsangehörigkeit
von ſechs Monaten auf ein Jahr, und ebenſo die Verpflichtung,
eine direkte Staatsſteuer zu leiſten, von ſechs Monaten auf ein
Jahr erhöht wurde. Ferner wird verlangt, daß, während nach
dem bisherigen Geſetz ein Wahlkreis durchſchnittiich 31 500 Einw.
haben ſolle thatſächlich hatten namentlich die ſtädtiſchen
Wahlkreiſe weit höhere Einwohnerzahlen, weil eine Neuein-
teilung der Wahlkreiſe ſeit Erlaß des Geſetzes nicht ſtattgefunden
hat künftig der Wahlkreis durchſchnittlich 38 000 Einwohner
beſitzen ſolle. Dieſer Beſtimmung wurde aber wie Ziffer 13
der Reſolution zeigt hinzugefügt, daß künftig ein Wahlkreis
durchſchnittlich nicht unter 32000 Einwohner und nicht über
44 000 Einwohner, ein Wahlkreis mit zwei Abgeordneten nicht
unter 64000 und nicht über 88000 Einwohner umfaſſen ſolle.
Und dieſer Zuſatz wurde noch verböſert durch die Vorſchrift,
daß die zwiſchen dieſen Ziffern beſtehende Differenz ins-
beſondere zum Ausgleich des Unterſchieds zwiſchen
den größeren Städten und dem platten Lande hin-
ſichtlich des in den erſteren vorhandenen verhält-
nismäßig größeren nichtwahlberechtigten Bevölke-
rungsteils führen ſolle.

Damit nicht genug, fügte der Berichterſtatter in ſeinem
Referat erläuternd noch hinzu, daß dieſe Bevorzugung der länd-lichen Bevölkerung auf Koſten der ſtädtiſchen fur die ganze

Dauer des Geſetzes fixiert bleiben ſolle. Das ſei
das Opfer, das die großen Städte zu bringen
hätten. Es gebe auch einige Regierungsbezirke, welche
auf Grund der neuen Ordnung einige Abgeordnete verlierenwürden, weil die Bevölkerungszunahme dort nicht gleichen
Schritt mit anderen Landesteilen gehalten habe. Das ſei auch

im Ausſchuß von allen Seiten, ſogar von der äußerſten
Linken, bedauert worden, aber das ſei nicht zu ändern.

Beibehalten wurde der antiquierte Zuſtand, daß jeder Wahl
berechtigte vor der Wahl den Verfaſſungseid leiſten muß, eine
ſo weit ich weiß nur in Baiern beſtehende Einrichtung, die
ebenſo lächerlich als chikanös iſt. Beibehalten wurde ferner
der Zenſus, das heißt die Pflicht, eine direkte Staatsſteuer zu
leiſten. Neu iſt die offenbar nach ſächſiſchem Vorbild getroffene
Einrichtung des Wegfalls der Stichwahlen.

Man kann alſo ſagen, daß der einzigen nennenswerten Verbeſſerung, die Einführung der direkten Wahl, eine Reihe ſehr

ins Gewicht fallender Verſchlechterungen gegenüberſtehen, die
ſich ſämtlich und in erſter Linie gegen das in-
duſtrielle Proletariat richten, das heißt gegen

(Nachdr. verb.)

Am die Freiheit.
Geſchichtlicher Roman aus dem Deutſchen Bauernkrieg 1525

von Robert Schweichel.
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Etwa um dieſelbe Zeit hatte Ludwig von Helfenſtein die
Bürgerſchaft von Weinsberg auf dem Markte verſammelt. Er
war bei ſeiner Rückkehr von dem Ausfall auf der Bauern Nach
trab nichts weniger als jubelnd empfangen worden. Die Bürger
zitterten vor den Folgen ſeiner treuloſen That und es erhob
ich ein Geſchrei, er verderbe die Stadt; er ſolle ſich mit ſeinen

Rittern und Reiſigen hinausthun auf das Schloß, damit ſie
Frieden mit den Bauern gewännen. Er hatte aber bei der
Kirche, am obern Ende des Marktplatzes, die Ritter und ihre
Knechte aufgeſtellt, und dieſer Anblick dämpfte das Feuer des
Aufruhrs, das aus der Furcht aufſchlug. Nachdrücklich redete
er die Verſammlung an, weiſſagte er ihnen, anſtatt der Befrei-
ung durch die Bauern, und Totſchlag, wenn ſie
von ihrer Treue gegen Oeſtreich abfielen, und wies er aber-
mals auf die Hilfe von Stuttgart hin. Man würde daher,
wenn nur jeder ſeine Pflicht erfüllte, den Bauern einen Wider
ſtand thun können. Er ſelbſt rechnete h immer auf dieſe
Hilfe und hatte am Morgen einen eilenden Boten nach Stutt-
art geſendet. Deshalb ließ er auch das dreifache Unterthorbei dem Siecheuhauſe, das dorthin ſührte, nicht wie die übrigen

durch Dung und Steine verrammeln.
Woher ſollte jedoch die Regierung in Stuttgart den ſo dringend

verlangten Erſatz nehmen Sie hatte nur ſo viel Truppen in
der Hauptſtadt zurückbehalken, um dieſe gegen einen Ueberfall
der Schwarzwälder ſchützen zu können und ſonſt jeden Mann
an den Truchſeß von Waldburg abgeben müſſen. Der Graf
blieb in der Stadt und traf alle Vorkehrungen zu ihrer Ver
teidigung. Auf das Schloß ſchickte er noch fünf Reiſige. Das
ſchien ihm genügend, obwohl Weib und Kind und alle ſeine
Koſtbarkeiten droben ſich befanden. Er hielt es für unmöglich
daß die Bauern ein ſo feſtes Schloß ſtürmen können, zumal es
an Geſchütz gebrach. Die Ritter dachten wie er. r be d
kommenden, trieben ſie allerlei Kurzweil, liebelten mit den hüb

ſchen Weinsbergerinnen und ſprachen dem Nachtmahl wacker zu,
das ihnen der Rat richtete. Des Grafen Spielmann und Hof-
narr wurden vom Schloſſe geholt und beluſtigten ſie mit Muſik,
Späßen und Zoten.

Der Oſtermorgen fand Thore, Mauern, Wehren im Ver-
teidigungszuſtande und beſetzt, Ritter und Knechte gewappnet,
ihre Pferde geſattelt in den Ställen. Kein Feind zeigte ſich.
Die Glocken riefen zu Meſſe. Während derſelben wurde dem
Grafen gemeldet, daß die Bauern kämen. Er begab ſich auf
die Mauer beim Unterthor, wo er die Beſatzung noch einmal
mit kurzen Worten ermutigte, während ſein Freund, Dietrich
von Weiler das Straßenpflaſter aufbrechen und die Steine von
den Frauen, Töchtern und Mägden der Bürger auf die Mauern
tragen ließ.

Ja, ſie waren da, die Bauern. Auf dem breiten Rücken des
Schemelberges, der, den Namen von ſeiner Geſtalt tragend,
nordweſtlich vom Schloſſe ſich hinſtreckt, glitzerten ihre Waffen
in der Morgenſonne. ie Schwarze Schaar Florian Geyers
ſtand voran und hinter ihr Jäcklein Rohrbach mit den ebronnern, Löwenſteinern und Weinsbergern, während der helle
Haufen unter Jörg Metzler noch über Erlenbach heranzog. Dort
ſtand die ſchwarze Hofmännin. Sie machte das Zeichen des
Kreuzes über dem Heere, ſchüttelte drohend die Fauſt gegen
Weinsberg und rief: „Ziehet mutig, die Philiſter ſind in Eure
Hand gegeben. Jhre Kugeln fange ich auf!! Jhre Augen
flammten unheimlich, ihr graues Haar flatterte im Winde.

Bevor die Bauern zum Angriff ſchritten, ſchickten ſie nach
Kriegsgebrauch zwei Herolde mit einem Hut auf einer Stange
zum Unterthor, um rerg zur Uebergabe aufzufordern.
„Eröffnet Schloß und Stadt dem hellen chriſtlichen Haufen“,
ſchrie der eine hinauf. „Anſonſt, ſo bitten wir um Gotteswillen,
thut Weib und Kind hinaus; denn weiß Schloß und Stadt,
werden wir den freien Knechten zum Stürmen geben und es
wird niemand geſchont werden.

Dietrich von Weiler ſprang auf die Mauer und rief „Was,
ein Rittersmann ſoll mit Roßmucken verhandeln Pfui der
Schande! Solchem Geſindel antwortet man nur mit Kugeln!“
Er befahl einem Reiſigen Feuer zu geben. r eine Geſandte
ſtürzte ſchwer getroffen zu Boden, raffte ſich aber wieder auf
und folgte ſeinem ſliehenden Gefährten. Herr Dietrich lachte.
„Lieben Freunde“, rief er, „ſie kommen nicht. Sie wollen uns
nur alſo erſchrecken und vermeinen, wir hätten von Haſen das
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Herz.“ Er hatte die Baueru auf dem Schemelberge ſchreien
hören und glaubte, ihnen Furcht eingeflößt zu haben. Es war
aber die Wut darüber, d auf ihre Herolde geſchoſſen worden.
Florian Geyer ſchwenkte ſofort links ab, um das Schloß von
der nördlichen Seite, wo der Berg noch am zugänglichſten war,zu ſtürmen. Semmelhans zeigte binet Schaar den Weg. Jäck-
lein Rohrbach ſtürzte mit ſeinem Haufen und den Weinsbergern
wie ein wildes Gebirgswaſſer von dem Schemelberg gegen das
Unterthor. Vor das Oberthor zogen nachrückend Georg Metzler
und der lange Lienhart. Da mochten Graf Ludwig und Diet-
rich von Weiler wohl inne werden, d die Roßmucken das
Oſterſpiel ernſt nahmen. Jn der Stadt Dug es 9 Uhr.Jäcklein Rohrbachs Haufen achtete nicht der Schüſſe, mit
denen er von der Mauer empfangen wurde, noch der nieder
praſſelnden Steine. Die Büchſen thaten ihm auch nur wenig
Schaden, aber von den Steinen wurden viele wund. Jmmer
neue Streiter drängten an die Stelle der Kampfunfähigen und
fort und fort ſchmetterten die Aexte und Hämmer, krachten die
Sturmbalken gegen das Unterthor. Die Ritter und Reiſigen
und die Ehrbaren wehrten ſich mit aller Gewalt. die Hand
werker und Weingärtner thaten nur läſſig ihre Pflicht. Die
Erhaltung des öſterreiſchen Regiments war kein Preis, der zurTapferkeit reizte. An der ſchmalen Pforte bei der Kirche wurde
nicht nur kein Widerſtand geleiſtet, ſondern die Bürger be
mühten ſich auch, ſie von innen aufzubrechen, während ſie von
außen berannt wurde.

Schon war bei dem Siechenhauſe das äußere
ſtoßen nun zerſplitterte auch das zweite unter den ieben
und den Stößen der Sturmböcke. Da erhob ſich im er
ein Jubelgeſchrei: von dem Schloſſe wehte Florian Geyers

hne. Es war gewonnen, und während Bäume, Schmiede-
hämmer, Aerxte mit erhöhter Macht gen das Thor ſchlugen,
raubte das ſchwarze Banner auf den Burgzinnen auch den er
gebenen Bürgern den Mut.

(Fortſetzung folgt.)

Heiteres. eBeſcheiden. Fremder (zum Kaſtellan, der ihm das Schloß
ezeigt hat) würde Jhnen gern ein Trinkgeld gebenWer ich habe Wer e ß e mirl!“

Kaſtellan: „O bitte, das genügt S
ßwanzigma
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diejenige Klaſſe, deren politiſcher Repräſentant
die Sozialdemokratie iſt und für deren Rechte ein
zutreten die erſte und vornehmſte Aufgabe der
Landtagsfraktion war.

Bebel iſt der Anſicht, daß dieſe Verſchlechterungen ſich in
erſter Linie gegen unſere Partei richten, da durch die Erhöhung
des Wahlalters 150000, meiſt Jnduſtrieproletarier des Wahl
rechts beraubt werden. Nachdem er dargelegt, daß keine Par
tei ſo ſehr Urſache habe, mit einer ſolchen Wahlreform zu
frieden zu ſein, wie das Zentrum, kommt er zu folgendem
Schluß:

Was für Folgen hat aber die Abſtimmung unſerer bairiſchen
Landtagsfraktion für die Lage der Partei in Baiern? Daß
die Partei für die Wahlrechts- Agitation lahmge-
legt und des vorzüglichſten Agitations mittels
gegen ihre Gegner beraubt wurde. Will die Partei
künftig im Lande für ihre grundſätzlichen Wahlrechtsforderungen
Propaganda machen, ſo treten ihr hohnlachend die Gegner
entgegen und weiſen auf die Zuſtimmung der Fraktion zu den
Reſolutionen hin, durch welche ſich die Fraktion für den kom
menden Geſetzentwurf gebunden habe. Will aber die Fraktion
bei der künftigen Beratung des Wahlgeſetzentwurfes für ihre
grundſätzlichen Forderungen eintreten, dann antworten ihr die
Gegner ſpöttiſch: das ſei doch nur Komödie, man thue nur
ſo, ſchließlich begnüge ſich die Fraktion auch mit einem Ge-
ſetzentwurf, wie ihn die Reſolutionen forderten, für die ſie
ſtimmte.

So hat die Fraktion durch ihre ſtaatsmänniſche und praktiſche
Politik, die ſie ſo ſchlau ausgeklügelt hat, ſich und die Partei
zum Gaudium der Gegner zwiſchen zwei Stühle geſetzt. Die
Warnung: principiis obsta! kommt zu ſpät, aber hoffentlich
kommt die Warnung nicht zu ſpät, einen gleichen oder ähnlichen
Schritt ein zweites Mal unter allen Umſtänden zu unterlaſſen.
Man hat mit dem erſten Schritte der Partei eine moraliſche
Niederlage zugefügt, wie ſie ihr härter kaum zugefügt werden
konnte. Mehrere ſolcher Püffe verträgt ſie nicht.

Der bairiſche Parteitag hat nun Stellung zu dieſer Kritik
genommen. Da die Frage zweifellos noch eine Rolle auf dem
allgemeinen Parteitag in München ſpielen wird, geben wir die
Verhandlungen ausführlich wieder.

Ueber die Wahlreform
hat das Referat

Landtagsabg. Ad. Müller: Am 16. Mai d. J. iſt nach
neunjährigem Kampfe der bairiſchen Sozialdemokratie um die
Reform des Landtagswahlrechts eine vorläufige Entſcheidung
gefallen. Die ſozialdemokratiſche Fraktion hat in der Abgeord-
netenkammer einer Reſolution zugeſtimmt, die nach langen Ver-
handlungen im Wahlgeſetzausſchuſſe angenommen worden war
und auf Grund der die Regierung ſich bereit erklärt hat, dem
Landtage zum Beginne ſeiner nächſten Seſſion den Entwurf
eines neuen Landtagswahlgeſetzes vorzulegen.

Meine Aufgabe, Jhnen über dieſe Vorgänge im Zuſammen-
hange zu berichten, ſollte nun eigentlich ſehr einfach ſein. Die
Wohlthaten des noch geltenden Geſetzes kennen Sie aus eigener
Erfahrung zur Genüge, um dhne weiteres einen Vergleich ziehen
zu können zwiſchen dem, was werden wird, wenn das neue
Geſetz auf der Grundlage der Reſolution des Wahlgeſetzaus-
ſchuſſes wirklich zu ſtande kommt und zwiſchen dem, was wir
jetzt als Wahlrecht beſitzen. Jch bin überzeugt, daß alle, die den
Ereigniſſen bisher aufmerkſam gefolgt ſind und ſchon ein oder
mehrere Male eine Wahl unter dem gegenwärtigen Geſetze mit
erlebt haben, anerkennen werden, daß ein Erfolg erzielt wurde,
den wir vor zwei Jahren, als wir in Fürth beiſammen waren,
nicht erwartet hätten. Allein einige Prinzipienwächter in
unſerer Partei haben wieder einmal das unabweisliche Bedürf-
nis verſpürt, über die rückſtändigen Genoſſen zu Gericht zuſitzen. Die Gefahr wäre vielleicht vorhanden geweſen, daß e

vielleicht auch einmal einen Erfolg der bairiſchen Landtagsarbeit
hätten rühmen müſſen und das wäre ja gegen alle heilige Ueber-
lieferung. Anſtatt das beſtehende Geſetz und deſſen Wirkungen
genau zu ſtudieren, die beſonderen Umſtände gerecht und billig
abzuwägen, haben ſie einen Teil der Parteipreſſe gegen uns
mobil gemacht und Vorwürfe von Wettbewerb um den Ruin der
Partei, Wahlentrechtung nach ſächſiſchem Muſter uſw. gegen uns
erhoben. Jn der Neuen Zeit war es Genoſſe Bebel, der
dieſe wiſſenſchaftliche Revue mit einem keineswegs wiſſenſchaft-
lichen Artikel gegen uns verſah. Dieſer Aufſatz iſt in Anbe-
tracht der Bedeutung ſeines Autors in unſerer geſamten bai-
riſchen Parteipreſſe reproduziert worden und ſo zweifellos zur
Kenntnis der meiſten Delegierten gelangt. Daß auch der Vor-
wärts ein wenig mitthat, iſt ſelbſtverſtändlich unſerem Zentral-
organ ſind die bairiſchen Verhältniſſe leider nicht hinreichend
bekannt. Doch muß anerkannt werden daß er ſeine Polemik
in anſtändiger Form führte. Ferner iſt vorhanden eine Reſo-
lution der Alle dieſe Vorgänge nun,deren Erwähnung ich vorweg nehme, um die ſtrenge Sachlich-
keit meines eigenen Referats nicht zu ſtören, geben aber Ver-
anlaſſung, etwas weiter auszuholen, als anfangs beabſichtigt
war und einige Feſtſtellungen zu machen, die zwar den An-
weſenden nichts neues bringen, die aber nötig ſind den Genoſſen
gegenüber, die ſich durch ununterrichtete Kritiker zu falſchen Auf-
faſſungeun verleiten ließen. Zu dieſen Feſtſtellungen gehört zu-
nächſt eine kurze Rekapitulation der Entwickelung von 1893 bis
1902. Bevor die Sozialdemokratie in den Landtag eintrat, war
hinſichtlich der Wahlreform völlige Ruhe über den Waſſern.
Die bürgerlichen Parteien hatten ſich anſcheinend mit der Aen-

vom Jahre 1848 beruhigt, die im Jahre
Stande gekommen war. Die einzige Klage blieb die

Wahlkreisgeometrie, bezüglich der die Zentrumspreſſe bei jeder
Wahlperiode jammerte, ſie ſei von der Regierung zu Gunſten
der Liberalen beſorgt worden. Sofort nach dem Eintritte der
ſozialdemokratiſchen Fraktion (von damals fünf Mitgliedern) in
die Abgeordnetenkammer wurde der erſte Antrag auf Einführung
eines gerechten Wahlrechtes eingebracht, dem ein völlig ausge
arbeiteter Geſetzentwurf beigefügt war. Dieſer Antrag wurde
mit allen gegen 17 Stimmen abgelehnt. Jn der zweiten Seſſion
wiederholte die ſozialdemokratiſche Fraktion die Anträge, ſie
mußte ihnen aber nach den Beſtimmungen der Geſchäſtsordnung
eine andere Form geben, weil ein einmal abgelehnter Antrag
in jeder nur „vertagten“ Seſſion nicht wiederholt werden darf.
Jetzt beantragte das Zentrum Uebergang zur Tagesordnung,
gegen den ſich aber bereits 53 Stimmen erhoben. Jn der
dritten Seſſion kam unſer Antrag, aus erwähnten Gründen
wieder in anderer Form, noch einmal. Die Gegner und die
Regierung hatten zwar die Behauptung eines Verfaſſungs-
Hinderniſſes inzwiſchen fallen gelaſſen, allein beim Zentrum
wie bei den Liberalen war die Luſt gering, ſich auf eine
Reform einzulaſſen. Das Zentrum wollte die Verweiſung
an eine Kommiſſion, in der auch bei der totalen Abneigung der
Regierung gegen eine Aenderung und bei der vorgeſchrittenen
Zeit der Kammertagung der Antrag zweifellos ſein ſeliges
Ende gefunden hätte. Schließlich aber wurde nach einer glänzen-
den Rede Grillenbergers und wohl auch unter dem Eindrucke
des plötzlichen Todes unſeres unvergeßlichen Freundes, der
nach der Rede einen Schlaganfall erlitten hatte, folgender An-
trag mit einer geringen Majorität angenommen: „Es ſei die
Staatsregierung um einen Entwurf zu erſuchen, durch welchen
das Landtagswahlgeſetz dahin abgeändert wird, daß bei voller
Sicherung einer unabhängigen Wahl allgemeines, direktes
Wahlrecht gewährt, den Städten wie dem Lande die ihnen nach
der Bevölkerungsziffer gebührende Abgeordnetenzahl eingeräumt
und eine geeignete Vertretung der Minoritäten nach dem Prinzipe
der Proportionalwahl in Ausſicht genommen werde. Dieſer
Antrag iſt dann an die Reichsratskammer gegangen, dort aber
nach verhältnismäßig kurzer Debatte mit der famoſen Be-
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ad hat n der n e in znd i vKZheot netenkammer ni i, zu dem Antrage Stellun
zu nehmen, einſtimmig abgelehnt worden. So war die Wahl
reform noch einmal verhindert. Unſere Freunde hatten, der
Not der beſonderen Umſtände gehorchend, in ihren Forderungen
chon damals ein gewiſſes Entgegenkommen gezeigt. Und gerade

enoſſe Grillenberger, deſſen Verhalten, deſſen Vollgiltigkeit dieheutigen Tadler wäderer Fraktion ihr gegenüber ſo rühmend her

vorheben, war es, der, um nur die direkte Wahl zu retten, dieſes
Entgegenkommen für nötig gehalten hatte. Schon 1897 führte er aus:
Die ſozialdemokratiſche Partei habe nicht voll und ganz das gefor-
dert, was das ſozialdemokratiſche Programm verlange. Man habe
verzichtet auf das Proportinalwahlrecht, man habe verzichtet
auf das Frauenſtimmrecht und habe das Alter der Wählbarkeit
auf 25 Jahre feſtgeſetzt. Die Partei ſei ſogar ſoweit gegangen,
die erſtmalige Einteilung der Wahlkreiſe dem Staatsminiſterium
zu überlaſſen. Man ſolle den Antrag an einen Ausſchuß ver-
weiſen dort könne man eine Verſtändigung herbeiführen. Am
19. Oktober 1897 verteidigte Grillenberger den Antrag, die Re-
gierung ſei zu erſuchen a) ein Wahlgeſetz vorzulegen, nach dem
I. das direkte Wahlrecht eingeführt, 2. für München weitere
ſechs, für Nürnberg weitere zwei Abgeordnete und zwar in
Wahlbezirken mit nur je einem Abgeordneten, beſtimmt werden,
während in den übrigen Landesteilen die bisherige Wahlkreis-
einteilung beibehalten wird b) dem künftigen Landtage eine
Vorlage zu machen mit Feſtſtellung einer geſetzlichen Wahlkreis-
einteilung, wonach auf je 40000 Einwohner ein Abgeordnetertrifft, auf der rinzwieüen Grundlage des allgemeinen Wahl-

rechts. Jn der Begründung dieſes Artrages ſagte Grillenberger:
„Wenn man ſo recht zuſieht, ſo muß man ſagen, daß jedes Ge-
ſetz, das das Licht der Welt erblickt, eigentlich ein Kompromiß
ſei zwiſchen den verſchiedenen Faktoren, die dabei mitzuwirken
haben, und nicht blos in dem heutigen Staat, ſondern auch in
dem idealen Staate, wie wir ihn uns vorſtellen, wird jedes
Geſetz erſt recht aus einem Kompromiß zuſammengeſtellt ſein.
Die einen, die möglichſt weit gehen wollen, werden
etwas nachlaſſen, die andern, die gar nichts oder nur ſehr
wenig thun wollen, werden vorwärts geſchoben, und ſchließlich
werden ſie ſich auf eiuem beſtimmten Punkte treffen, den man
eine Zeitlang als die wahre Meinungsäußerung der betreffenden
Faktoren anſehen kann. Und ich glaube, daß dies auch bei dem
bairiſchen Landtagswahlgeſetz der Fall ſein ſollte.“ Jch erwähne
das nur, um denen, die da behaupten, nach Grillenbergers Tod ſei
eine andere, eine ſogenannte „ftaatsmänniſche Taktik“ geübt
worden, den Beweis zu liefern, daß dies nicht der Fall iſt. Der
Antrag, der 1899 eingebracht wurde, lautete: „Es ſei an die
Staatsregierung das Erſuchen zu richten, dieſelbe wolle dem
gegenwärtig verſammelten Landtag den Entwurf eines Geſetzes
vorlegen, durch welchen das Wahlgeſetz dahin abgeändert wird,
daß bei voller Sicherung einer unabhängigen Wahl all-
gemeines, gleiches, direktes und geheimes Wahl-
recht gewährt, den Städten wie dem Lande die ihnen nach der
Bevölkerungsziffer gebührende Abgeordnetenzahl eingeräumt und
eine genügende Vertretung der Minoritäten nach dem Prinzip
der Proportionalwahlen in Ausſicht genommen werde.“ Die
Begründung dieſes Antrages erfolgte ſeitens Segitz und Vollmar
mit aller Energie und unter entſchiedener Aufrechterhaltung
aller unſrer prinzipiellen Forderungen. Die
Debatte ſchloß mit der einſtimmigen Verweiſung des Antrages
an einen Ausſchuß von 21 Mitgliedern, in den von uns die
Genoſſen Segitz und Franz Schmitt delegiert wurden. Der
Ausſchuß iſt in der damaligen Seſſion nicht mehr zu eigent-
lichen Verhandlungen gelangt. Mit dem Beginn der neuen
Seſſion 1901/1902, als es den Anſchein hatte, als ob die Mehr-
heitsparteien die Reform wieder verſchleppen wollten,
griff die Fraktion durch eine energiſche Zuſchrift ein, wo-
rauf dann die langwierigen Verhandlungen begannen, die aller
dings durch die Beratungen des Schulgeſetzes wieder eine Zeit-
lang unterbrochen wurden.

Auch im Ausſchuß erhoben unſere Mitglieder wieder mit
aller Entſchiedenheit die prinzipiellen Forde-
rungen, wie Proportionalwahl, Feſthalten am Alter von
21 Jahren für gktives und paſſives Wahlrecht, Gleichberechtigung
der Städte in Bezug auf die Wahlkreiseinteilung, Wegfall jeder
Beſchränkung des allgemeinen Wahlrechts. Jhnen gegenüber
wollten die agrariſchen Elemente des Zentrums und
die Bauernbündler von einer Verbeſſerung nichts
wiſſen. Statt einer Verminderung der beſtehenden Un-
gerechtigkeit in den ſtädtiſchen Wahlkreiſen zuzuſtimmen, ent-
blödeten ſie ſich nicht, weiteren Verſchlechterungen das Wort zu
reden und ſchlugen ſogar eine Wahlkreis-Einteilung auf Grund
der Volkszählung von 1865 (ſtatt wie zur Zeit 1875) vor.
Die Regierung war zwar bereit, das direkte Wahlrecht ein-
zuführen, verlangte dafür aber die Bindung des aktiven Wahl-
rechts an ein Alter von 25 und des paſſiven an ein ſolches von
30 Jahren. Ferner beſtand der Miniſter v. Feilitzſch auf eine
Dauer von mindeſtens drei Jahren für die Staatsangehörigkeit.
Gegen die Vermehrung der Abgeordnetenzahl wandten ſich aber
nicht nur die Bauernbündler und die Zentrumsleute um
Söldner, auch die Liberalen machten einen Vorſchlag, der die
Ziffer der Abgeordneten von 159 auf 148 herabgemindert hätte.
Daß es unter ſolchen Umſtänden des nachdrücklichſten Ein-
greifens unſerer Freunde im Ausſchuſſe bedurfte, um überhaupt
etwas zu ſtande zu bringen, braucht nicht weiter betont zu
werden und ſchließlich einigte ſich der Ausſchuß auf die bekannte
Reſolution.

Die Reſolution wurde nach den Verhandlungen am 15. und
16. Mai auch im Plenum einſtimmig angenommen.
Den Standpunkt unſerer Fraktion und unſere prinzipielle Auf-
faſſung wahrte dabei unſer Redner Genoſſe Segitz völlig
korrekt und mit allem Nachdruck, indem er u. a. ausführte:
„Wir halten an den Grundſätzen, die wir in unſerem
urſprünglichen Wahlrechtsantrag aufgeſtellt haben, ſelbſtverſtänd-
lich feſt, ich mit allem Nachdruck hervorheben möchte.
Jch bin weit davon entfernt, die Bedeutung des direkten Wahl-
rechts irgendwie abzuſchwächen. Wir erblicken die Vorzüge des
direkten Wahlrechts vor allen Dingen darin, daß die Bevor-
mundung, welcher der Urwähler bei der indirekten Wahl, daß
das Jntereſſe an den Landesangelegenheiten in allen Kreiſender Bevölkerung ein reges wird, daß insbeſondere auch die
ländliche Bevölkerung an den Landtagswahlen einen größeren
Anteil nimmt als bisher Wir haben im Ausſchuß Ver-
anlaſſung genommen, bei dieſer Gelegenheit feſtzuſtellen, daß
wir es durchaus für kein Unglück halten würden, wenn man
den Frauen das Wahlrecht einräumen würde, daß das eine
prinzipielle Forderung von uns iſt, für die wir mit großem Ver-
gnügen eintreten würden, wenn nur die geringſte Ausſicht auf
Annahme eines derartigen Antrages beſtünde. Wenn wir
keine Verbeſſerungsanträgein dieſem Stadium der
Verhandlungen ſtellen, ſo gehen meine politiſchen Freunde
von der Ueberzeugung aus, daß ſich in der jetzigen Situation,
bei dieſer Parteikonſtellation nicht mehr erreichen läßt,
als was der Ausſchuß beantragt. Wir haben uns bei den ein-
gehenden Verhandlungen des Ausſchuſſes davon überzeugen
müſſen, daß alle weitergehenden Vorſchläge in Bezug
auf die Reform des Wahlrechts Ausſicht auf eine Mehrheit
im Hauſe nicht haben, um ſo weniger, weil eine Zweidrittel-
Majorität zum Zuſtandekommen der Wahlreform notwendig iſt.
Der Regierung und den Mehrheitsparteien iſt es nicht darum
zu thun, ein gerechtes Wahlſyſtem zu ſchaffen.“ Segitz ſchloß
ſeine Ausführungen mit den Worten „Meine politiſchen Freunde
werden deshalb für die Ausſchußbeſchlüſſe ſtimmen,
um wenigſtens das direkte Wahlrecht zu erlangen, um den
größeren Städten gegenüber das Maß von Gerechtigkeit zu
üben, das ihnen durch die Ausſchußbeſchlüſſe eingeräumt wird.
Leicht iſt uns bei der Lage der Verhältniſſe die Zuſtimmung zu
den Ausſchußbeſchlüſſen nicht geworden. Aber wir treten ihnen
bei in der Ueberzeugung, daß auch dem bairiſchen Volk ſein
volles, ganzes und unbeſchränktes Wahlrecht zu teil werden
muß.“

Die Regierung war über die einſtimmige Annahme der
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eſſion zu, dabei nahm der Miniſter v. Feili ogar das
die bairiſche Regie

rungswelt unterging. Und inzwiſchen hat auch der Ausſchuß
der Reichsrats- Kammer dem Beſchluſſe einſtimmig
S Die Verwunderung aber über die Einſtimmig-eit der Abgeordnetenkammer war ſehr berechtigt. Noch vor der
Plenarberatung war es äußerſt zweifel aft, ob über-
haupt eine Zweidrittel- Mehrheit zu ſtande käme..

zauernbündler, die früher in den Verſammlungen für
Verbeſſerung des Wahlrechts eingetreten waren, hatten ſich im
Ausſchuß durchaus reaktionär benommen. Das Zentrum war
ſeiner ländlichen Elemente keineswegs ſicher und die Libe-
ralen warteten nur darauf, daß wir da geger ſtimmen würden, damit ſie eine Entſchuldigung für ſich hätten,
die Reform zu vereiteln. Deswegen haben nachher die
liberalen Organe die Angriffe Bebels auch mit großem Ver-
gnügen abgedruckt, und warum? Ein Zentrumsblatt fällt ein
ganz richtiges Urteil, indem es ſagt: „Die liberale Preſſe will
die Sozialdemokraten offenbar ſcharf machen, damit ſie die
Wahlreform durch überſpannte und extreme Forderungen zum
Schluß doch zu Fall bringen, was die Liberalen zwar
ſehnlichſt wünſchen, aber ſelber nicht wagen von
wegen der Verantwortung bei den Wählern. Die Augsburger
Abendzeitung drückt das auch am Ende eines langen Artikels
wunderbar ſchön aus.

Jch habe mich trotz der heftigen und meiner innerſten Ueber-
zeugung nach ungerechten Angriffe, die wir erfahren haben, be
müht, ſo ſachlich als möglich zu bleiben. Jch habe jedes un-
nötige Pathos und jeden redneriſchen Aufputz zu vermeiden ge-
ſucht. Aber eins darf ich doch wohl noch ſagen, an Mühen und
Kämpfen, um dem bairiſchen Volke ein beſſeres Wahlrecht zu
verſchaffen, hat es die ſozialdemokratiſche Landtagsfraktion nicht
fehlen laſſen. Wir ſind nur 11 unter 159, eine winzige Mino-
rität gegenüber zwei großen Parteien, die bei keiner Wahlreform
viel zu gewinnen haben. Trotzdem haben wir, geſtützt auf den
Willen des Volkes, die Sache in Fluß gebracht. Jm hoch-
induſtriellen Sachſen haben die Ordnungsparteien auf die Wahi-
rechtsforderungen unſerer ſtark organiſierten Freunde mit völliger
brutaler Wahlentrechtung geantwortet. Jn Preußen mit ſeinen
beſſeren ſozialdemokratiſchen Organiſationen, mit ſeiner Haupt
ſtadt der Jntelligenz, iſt es noch nicht gelungen, das ſchändliche
Dreiklaſſenwahlrecht ins Wanken zu bringen in Bayern
haben wir dem jetzigen Zuſtande der Wahlrechtsbe-
ſchränkung durch das indirekte Wahlverfahren der völligen
Wahlentrechtung in vielen e Nme des Landes, die ich Jhnen
ziffernmäßig vorgeführt habe, immerhin einen weſentlichen Fort-
ſchritt angebahnt. Sie haben uns in die Abgeordnetenkammer
geſandt, nicht um Reden zum Fenſter hinauszuhalten, ſondern
um praktiſch zu erreichen, was zu erreichen iſt, damit die Sache
des werkthätigen Volkes gefördert, damit zur weiteren Aus-
breitung unſerer Prinzipien freie Bahn geſchafſen werde, damit
auch auf dem Gebiete des Wahlrechts von dem jetzt Erreichtenaus unſer volles Prinzip mit der Zeit ganz zum Stege gelangen

kann. (Lebhafter Beifall.)
Rollwagen Augsburg (Korreferent): Mich können alle Ein

würfe nicht abſchrecken, meine gegenteilige Meinung auszu-
ſprechen. Die erſte Forderung der ſozialdemokratiſchen
tion und ihr gewichtiges Argument gegen die bürgerlichen Par-
teien war das Wahlrecht. Jch habe mich weder von Bebel,
noch von Parvus beeinfluſſen laſten. Es iſt richtig daß
Grillenberger nicht ganz und gar im Sinne des Programms
ſeine Forderungen ſtellte. Müller hat alles angeführt, was für
den Beſchluß der Fraktion ſpricht, nicht aber, daß z. B. Grillenberger, als Altinger (lib.) das Wahlalter an 25 Jahre feſt-
ſetzen wollte, ausrief: Das geht doch über die Hutſchnur! Der
Redner beſpricht die einzelnen Punkte der Wahlrechts Reſolu
tion und erklärt, unter gar keinen Umſtänden dürfte man da
rauf eingehen, daß der Spielraum zwiſchen 32 000 und 44000
Seelen feſtgelegt wurde. Nach den vorzüglichen Ausführungen
Segitz' mußte man im höchſten Grade verwundert ſein, daß die
Fraktion für die Reſolution ſtimmte. (Sehr richtig Die
Zweidrittelmajorität wird ohnehin nicht zu ſtande kommen
wegen den Bauernbündlern und Zentrumsbauern. Sogar der
Miniſter von Feilitzſch hat ſeine Verwunderung ausgeſprochen,
daß von unſerer Seite der „Krähwinkelei“ zugeſtimmt wird.
Der Präſident der Reichsratskammer hat erklärt, daß er in
der ganzen Reſolution nicht einen Punkt findet, dem er nicht
zuſtimmen könne. Jn ſolcher Geſellſchaft befinden wir uns
glſo. Geiterkeit.) Jch bin der Meinung, daß die Fraktion gar
keine Veranlaſſung gehabt hätte, für die Reſolution einzu
treten. Sie wäre auch ohne die Stimmen der Fraktion ange-
genommen worden. (Sehr richtig Die Regierung hat ge
fragt, wie das Wahlrecht gemacht werden ſoll und da hätte ihr
mit dem Hinweiſe auf unſer Programm geantwortet werden
ſollen. Das war das Verwerfliche, was die Fraktion gethan
hat. Bebel hat recht, daß wir völlig lahmgelegt ſind, denn
was unſere Genoſſen im Landtage feſtgelegt haben, das ſoll
ins nun als Richtſchnur dienen. Der Staatsſtreich, den die
Fraktion gemacht hat, kann ihr nie verziehen werden. Wir be-
antragen, zu erklären, daß die Fraktion es an agitatoriſcher
Schärfe fehlen ließ und daß ihre Haltung von dem Erfurter
Programm abweicht. (Lebhafter Beifall bei den Gäſten.)

An die Referate ſchloß ſich eine längere, ſehr bewegte Debatte,
in welcher beſonders A. Braun Nürnberg die Fraktion ſcharf
angriff. Vollmar hatte das Schlußwort. Er ſprach anderthalb Stunden und ſtellte ſchließlich nachdrücklich die Ver

trauensfrage.
„Das Prinzip hochhalten, kann jeder, der nichts gelernt hat,

dazu gehört gar nichts. Von unſerer Politik, die Rückſicht
nimmt auf die Verantwortlichkeit, die wir haben, gehen wir
nicht ab. Wenn Sie anders beſchließen, dann ſtellen Sie andere
Leute an unſere Stelle.“

Mit 74 gegen 1 Stimme wurde dann bei 11 Stimmenthaltungen
eine Reſolution angenommen, die der Fraktion das volle
Vertrauen ausſpricht und beſonders ihre unermüdliche
Thätigkeit anerkennt, die weſentlich die Reform des Landtags-
wahlrechts gefördert habe, aber auch die Erwartung ausſpricht,
daß die Fraktion alles aufbieten werde, um von unſeren Forde-
rungen an ein gerechtes Wahlrecht ſo viel durchzuſetzen, als
unter den gegebenen Wahlverhältniſſen nur immer zu erreichen iſt.

Tagesgeſchichte.
Halle, 18. Juni.

Preußiſcher Landtag.
Das Abgeordnetenhaus hielt am Dienstag ſeine letzte

Sitzung ab, in der nur Petitionen erledigt wurden, die des
allgemeinen Jntereſſes entbehren. Am Mittwoch ſindet vor-
ausſichtlich die gemeinſfame Schlußſitzung beider Häuſer des
Landtags ſtatt.

Die Gemeinderatswahlen in ElſaßLothringen
„Sie werden er I Beſtrebungen in Elſaß-

Lothringen keinen Boden finden!“ So rief vor
wenigen Tagen erſt der Herr v. Köller dem Genoſſen Bebel
int Reichstage zu. Das Proletariat Elſaß-Lothringens hat ihm
am vorigen Sonntag deutliche Antwort gegeben.

Es war ein Siegestag der Sozialdemokratie.
Die zerſchmettert werden ſollte, ſteht mächtiger und ſtärker da
als je. Jſt auch die Zahl der eroberten Mandate vorläufig
nicht groß, ſo iſt doch überall ein gewaltiger Stimmen-

uwachs zu verzeichnen. Jn Straßburg wurden 7102ſozialdemokratiſche Stimmen abgegeben gegen rund 4000 im

Jahre 1896. Das iſt eine Vermehrung um 75 Prozent. Ge
wählt iſt Genoſſe Böhle. Dem Genoſſen Hirſch fehlten zweiſſen Hirſch feh W
Stimmen, Brzoſtewicz 19, Peirotes 39 Stimmen.
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ſind der in der Nachwahl am nächſten Sonn
tag ſicher. Jn Mülhauſen ſind 26 Nachwahlen erforderlich;
gewählt ſind 9 Demokraten und ein Parteigenoſſe. Jn Geb-
weiler wurden 3 Parteigenoſſen gewählt, in Schilligheim Ge-
noſſe Schott.

s geht vorwärts, auch im Lande, dem Herr v. Köller als
erſter Beamter vorſteht!

Graf Bülow iſt geſtern von Wilhelm II. in Bonn aus An
laß einer Parade des Königshuſaren- Regiments zum Oberſten
dieſes Regiments ernannt worden. Der genialſte Staatsmann
und größte Zitierkünſtler des 20. Jahrhunderts wird die Laſt
der Ehren bald nicht mehr ertragen können!

Die Wittelsbacher und die S e ve Jn Ludwigs-
hafen hat der Prinz Ludwig von Baiern, nachdem er am Vor-
mittag im badiſchen Mannheim geweſen, eine Rede geredet,
in der er erinnerungsvoll klagte:

„Jch komme heute von einem ſchönen Fleckchen
Erde, das man uns vor hundert Jahren gewalt-
ſam entriſſen hat.“

Die jetzt zu Baden gehörige rechtsrheinifche Pfalz war früher„Beſitz“ der Wittelsbacher und wurde in der Fraggoſengeit

von Baiern losgetrennt. Seitdem trauert Baiern vergeblich
um das verlorene Stück Landes. Der Zähringer Bruder hat
das Gut nicht wieder herausgegeben. Aber vielleicht genügt
die jetzige ſchmerzliche Erinnerung des Prinzen Ludwig, um
Baden zur Rückerſtattung zu veranlaſſen.

Die zweite heſſiſche Kammer beſchloß geſtern mit 40 gegen
5 Stimmen die Einführung des direkten Wahlrechts „im
Prinzip“.

Wegen Fahnenflucht im Wiederholungsfalle iſt vom
Kriegsgericht in Lübeck ein Musketier zu 1 Jahr Zuchthaus
verurteilt worden. Jn Jnſterburg wurde nach der Oſtd.
Volksztg. ein Musketier vom 44. Jnf.Regt. wegen Fahnenflucht
im Rückfalle, Wegwerfens von Dienſtgegenſtänden, Einbruchs-
diebſtahls, Betruges, Urkundenfälſchung, Selbſtbefreiung, vor
ſätzlicher Brandſtiftung, Gehorſamsverweigerung zu 6 Jahren
Zuchthaus verurteilt.

Wegen Kaiſerbeleidigung iſt in Mannheim ein
r Lotter zu zwei Monaten Gefängnis verurteilt
worden.

Ausland.
Frankreich. Die Dienſtentlaſſung des Generals

Bonnal iſt vom Miniſterrate genehmigt worden. Die An-
ſchuldigung des Generals wegen Erbſchleicherei muß alſo auf
Wahrheit beruhen.

Die Gehaltsſperre verhängt hat der Miniſter
präſident, der ſelbſt früher katholiſche Theologie ſtudierte, dann
aber antiklerikal und Mediziner geworden iſt, über 10 Geiſt-
liche, die ſich an der Wahlagitation beteiligt haben.

2940 931 Franken ſind bis jetzt für die Opfer der Kata
ſtrophe auf Martinique geſammelt worden. Ueber die Ver-
teilung der Gaben auf den heimgeſuchten Jnſeln werden ſchon
ſehr viel Klagen laut.

Belgien. Jn Löwen begann vor dem Schwurgericht der
gegen die Demonſtranten vom 18. April angeſtrengte Prozeß.
Bekanntlich wurden an dieſem Tage durch Verſchulden über-
eifriger klerikaler Bürgerwehroffiziere 4 Perſonen getötet und
mehrere ſchwer verletzt. Angeklagt ſind 14 Perſonen, darunter
mehrere von 16—18 Jahren. Geladen ſind 120 Zeugen. Die
Angeklagten erklären, daß ſie nur als Zuſchauer an jenen
Tagen auf der Straße gewirkt haben.

Spanien. Eine ſchmerzliche Mitteilung iſt der
ſpaniſchen Regierung zugegangen. Sie erhielt die amtliche
Meldung von Konſtituierung der Freiſtaatsregierung Kubas.
Der König wird mit Sagaſta und den Miniſtern beraten, „ob
man den neuen Stand der Dinge anerkennen ſoll“. Das
klingt recht komiſch. Was will denn das arme Spanien jetzt
noch gegen das mächtige Nordamerika unternehmen Es ſollteden ſelbſtverſchuldeten Verluſt ſeiner Kolonien mit Würde zu

tragen ſuchen und ſich bemühen, die jammervollen Zuſtände im
Innern des Landes zu beſſern. Denn überall gärt es, überall
herrſcht Unzufriedenheit. Jn Andaluſien droht infolge der un
erbittlichen Haltung der Grundbeſitzer ein Generalſtreik der
Landarbeiter. Jn Madrid ſtreiken die Tiſchler und die Glaſer
und durch das Volk geht eine erbitterte antiklerikale Bewegung.
Die Regierung hätte alſo genug zu thun und kann Kuba ruhigRepubut ſein leſen

Bulgarien. Recht ehrgeizig iſt Ferdinand von Bul-
garien. Jhm genügt es nicht, die Fürſtenkrone r tragen, er
will ſein Ländchen zum Königreich erheben. ieſe wichtige
That ſoll am 25. Gedenktage der Begründung des bulgariſchen
Staates erfolgen.

Rußland. Gemeinheiten der raffinierteſten Art
wendet die Knutenregierung auch weiterhin an. So wird
wiederum folgende gegen Arbeiterinnen gerichtete polizei-
liche Schandthat von unſern Parteigenoſſen aus Rußland ge
meldet: „Noch vor einigen chien es als ob die
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zariſchen Henker in Wilna das Höchſtmaß der Beſtialität ge
leiſtet hätten mehr, dachten wir, kann auch im Zarenreiche der
Menſch nicht vergewaltigt werden. Aber wir haben uns ge-
täuſcht. Soeben wird uns aus Liebau folgendes mitgeteilt:
„Hier wurde eine Verſammlung von ca. 60 jüdiſchen Arbeitern
und Arbeiterinnen verhaftet. Jm Polizeihauſe wurden die
Arbeiterinnen der Sittenpolizei übergeben, ſie
wurden gewaltſam einer ärztlichen Unterſuchung
unterworfen und man gab ihnen „gelbe Billets
Legitimation für Proſtituierte)“. Jeder ziviliſierte Menſch
welcher politiſchen Richtung er auch angehören mag wird
gegenüber einem Regierungsſyſtem, das ſolche Mittel in der
Verfolgung ehrlicher Arbeiterinnen, die ſich an der Organiſation
ihrer Klaſſe beteiligen, anwendet, die tiefſte Verachtung
empfinden.

Amerika. Ein gewaltiger Kommunalfkandal ſſt,
wie dem B. T. berichtet wird, in St. Louis entſtanden. Jm
dortigen Stadtrate wurde keine Vorlage erledigt, bei der nicht
alle Beteiligten Beſtechungen erlangten, nicht ausgenommen
den Bürgermeiſter und andere hohe ſtädtiſche Beamte.

Die kommunale Korruption iſt in den amerikaniſchen Groß-
ſtädten etwas alltägliches.

Traurige Zuſtände auf Kuba. Aus Havanna
wird gemeldet, daß die wirtſchaftliche Lage auf Kuba von Woche
zu Woche ungünſtiger werde. Es ſeien Tauſende unbeſchäftigter
Pflanzer vorhanden, die weder über Kapital noch Kredit ver-
fügten. Einheimiſche Blätter ſprächen die Befürchtungen aus,
daß es zu einer Hungersnot und Ruheſtörungen kommen könne.

Lokales und Provinzielles.
Halle a. S., 18. Juni.

Die Polizei und die Kröllwitzer Gerüche.
Jn ſeiner geſtrigen Nummer unternimmt das Magiſtrats-organ den Verſuch die Kröllwitzer Gerüche als weniger ſchäd-

lich hinzuſtellen. Der Betrieb der betr. Abteilung des ge-
nannten Etabliſſements ruhe vollſtändig, da die Keſſel aus-
gehoben und das Mauerwerk teilweiſe abgebrochen ſei. Die
Gerüche könnten auch von anderer Stelle ausgehen und es ſei
zu beklagen, wenn Behauptungen über neuerliche Geruchs-

eläſtigungen aufgeſtellt würden, die unzweifelhaft als falſch
widerlegt werden könnten.

Nun, wir werden dem GeneralAnzeiger zunächſt die Frage
vorlegen, ob ſeine Redakteure oder der Verleger die Wahr
nehmung gemacht haben, die Gerüche wären für die Geruchs-
nerven nicht ſo ſchädlich! Wird dieſe Frage bejaht, dann
dürfte eine ärztliche Unterſuchung der Riechfähigkeit der Naſender betreffenden Herren uns bald die richtige Auftlärung geben.

Hat aber die Polizeiverwaltung die Aufnahme der betreffendenNotiz veranlaßt, dann geben wir ihr folgende Ratſchläge,

deren Befolgung ſicher zu einem greifbaren Reſultat führen
wird:

1. Die Ausſagen mehrerer Arbeiter der Kröllwitzer Papier-
fabrik über die Stärke der Geruchsbeläſtigung eidlich
erhärten zu laſſen.

2. Bei einer Reviſion den Portier im Auge zu behalten,
da nach uns gewordenen Mitteilungen dieſer an-
kommende Reviſions Kommiſſionen im Kontor oder
Keſſelhaus anmeldet.

3. Bei der Anweſenheit der Abgeſandten ein
mal die Dampfhähne und Ventile durch einen Sach-
verſtändigen aufdrehen zu laſſen, damit ſie in näch-
ſter Nähe ſich von der Wirkung des Geſtankes über-
zeugen können.

Denn es ſoll Thatſache ſein, daß Vorkehrungen zur Abhilfe
im großen Maßſtabe überhaupt noch nicht getroffen worden
ſind. Man hat wohl verſucht, die ſchädlichen Düfte durch
Umbauten ins Waſſer zu leiten, aber das ſoll nicht gelungen
ſein. Jetzt gedenkt man durch die Erbauung zweier großer
Dampfkeſſel etwas zur Vernichtung der Gaſe zu thun. Jn
der Saale Zeitung macht ein Einſender den Vorſchlag, einen
Schornſtein in Höhe von 120 Metern zu erbauen.

In Wirklichkeit kann von einer größeren oder geringeren
Schädlichkeit der ausſtrömenden Düfte inſofern nicht die Rede
ſein, als der häßliche Geruch nie völlig verſchwunden war.
Und wenn die Beauftragten der Polizei bei ihrer Kontrolle
zufällig von jenem Arbeiter, der ſeiner Zeit im Generalanz. für
die Kröllwitzer Papierfabrik ſich in's Zeug legte, über die
Qualität der Gerüche unterrichtet wurden, ſo ſind ſie zwar
daran unſchuldig, aber die Polizei darf dann nicht verlangen,daß man ihren Keteuernngen großen Wert beimißt.

Herr Suchsland antwortet.
Jn der Halleſchen Zeitung erklärt er auf die Aufforderung

des Vorſtandes des Allgemeinen Konſumvereins, „daß er es
zur Zeit nicht für korrekt halte, öffentlich die Gründe ge-
nauer darzulegen, welche nach Anſicht des Vorſtandes des
Konſervativen Vereins für eine Verletzung der 88 81 und 1409
von Seiten der hieſigen Rieſenkonſumvereine ſprechen, da dieſe
Gründe augenblicklich den zuſtändigen Behörden zur Prüfung
vorliegen. Alles, was ich zu thun vermag, beſteht nur darin,
daß ich die Herren bitten kann, ſich recht aufmerkſam die

88 81, 149 und 1 durchzuleſen und ſich dabei zu vergegen-
wärtigen, wie ſich ihre ſogenannten Rabattgeſchäfte mit den
Bäckern und Fleiſchern vollziehen.“

Warum ſo geheimnisvoll, Herr Profeſſor? Heraus mit
dieſen Gründen, mit dem den zuſtändigen Behörden über-
wieſenen Material, und die gänzliche Vernichtung der beſtehen-
den Konſumvereine iſt beſchloſſene Sache. Nur nicht ſo zimper-
lich, es gilt einen großen Preis, um den ſich zu ſchlagen lohnt.

Es iſt allerdings eine grauſame Jronie und eine gröbliche
Verhöhnung der Beſtrebungen des Konſervativen Vereins, daß
in der gleichen Nummer der Halleſchen Ztg. mitgeteilt wird,
daß der Verband der land wirtſchaftlichen Genoſſenſchaf-
ten der Provinz Sachſen, der am 24. ds. in den hieſigen
Thaliafeſtſälen ſeinen Verbandstag abhält, zur Zeit innerhalb
unſerer Provinz 206 Molkereigenoſſenſchaften, 301 ländliche
Spar und Darlehenskaſſen, 48 landwirtſchaftliche Ein und
Verkaufsvereine und 51 Genoſſenſchaften verſchiedener Art,
alſo nicht weniger als 606 Genoſſenſchaften umfaßt. Wem fällt
da nicht das bekannte geflügelte Wort ein: O lieber, heiliger
Florian, verſchon' mein Haus, brenn' andre an!

Zum Manrrerſtreik.
Gleichfalls bewilligt hat jetzt auch Bauunternehmer Raigrotzki.

Dagegen ſind die Baue der Herren Püchel, Dohme, Roſche,
Bindrich und Ruhe nach wie vor geſperrt. Heute abend halten
die Streikenden in der Moritzburg eine Verſammlung ab. Es
iſt Pflicht aller Maurer, dieſe Verſammlung zu beſuchen.

Ueber den Banuarbeiterſtreik
unterrichtet nachſtehender Verſammlungsbericht, welcher uns
mit der Bitte um ſofortige Aufnahme zugegangen iſt:

Die Bauarbeiter hielten geſtern abend eine gut beſuchte Ver-
ſammlung ab. Es waren verſchiedene Kollegen der Meinung,
daß die Taktik geändert werden ſollte und zwar dahin, daß
die Bauarbeiter mit einer mündlichen Erklärung der Unter-
nehmer, daß ſie den Lohn zahlen, zufrieden ſein ſollten. Ueber
dieſe Meinung entſpann ſich eine lebhafte Debatte. Durch Ab-
ſtimmung wurde beſchloſſen unſeren erſten Beſchluß vom
10. Juni hochzuhalten und mit aller Energie zur Durchführung
zu bringen. Die Kollegen werden nun nochmals darauf aufs-
merkſam gemacht, daß ſie unbedingt eine ſchriftliche Er-
klärung zu fordern haben, und wenn dieſelbe verweigert
wird, wird der Bau des betreffenden Unternehmers ſo be-
trachtet, als wenn der Lohn nicht gezahlt wird. Die weitere
Konſequenz haben die Kollegen dann ſelbſt zu tragen. Zu
berichten iſt noch, daß geſtern der Bau Unternehmer Radegaſt
noch eine ſchriftliche Erklärung abgegeben hat, ſomit ſind es
bis jetzt 12 Unternehmer.

Kriſe und Lohnreduktion.
Aus den Kreiſen der Brauergehilfen geht uns der folgende

Klageruf mit der Bitte um Aufnahme zu: Jn der Rauch-
fußſchen Brauerei ſcheint man jetzt die bekannte Redensart
von der ſchlechten Geſchäftskonjunktur dazu benutzen zu wollen,
um auf eine feine Art und Weiſe die Löhne herunterzuſetzen.
Namentlich der Braumeiſter nimmt ſich der Sache an, indem
er immer mehr ſucht, die teuren Arbeitskräfte zu entfernen, um
an deren Stelle billige zu ſtellen. So wurden vor ungefähr
5 Wochen 3 Brauer entlaſſen wegen Arbeitsmangel. Eine
Kommiſſion, welche in dieſer Sache vorſtellig wurde und den
Braumeiſter auf das Ungehörige ſeiner Handlungsweiſe auf-
merkſam machte, konnte zwar nichts erreichen, jedoch wurde er
klärt, daß es nicht darauf abgeſehen ſei, des höheren Lohnes
wegen die Brauer zu entlaſſen, um eventuell billigere Kräfte
einzuſtellen. Jm Laufe dieſer Zeit wurde zwar ein Brauer
wieder eingeſtellt, aber auch noch 2 Hilfsarbeiter und einer da
von noch ohne den Arbeitsnachweis. Hat doch der Braumeiſter
einem Arbeitſuchenden erklärt, daß er den Leuten, welche vom
Arbeitsnachweis eingeſtellt werden, den Tariflohn zahlen muß,
und er lieber Leute ohne dieſen einſtelle, denen er dann 18 bis
20 Mark geben könne, alſo moderne Lohndrückerei. Einen
Helfer in der Not hat der Braumeiſter noch in der Perſon des
Brauers Ziura gefunden, der, nebenbei bemerkt, das Weißbier
fabriziert, und dem Braumeiſter bei Schluß der Mälzerei den
guten Rat gab, die teuren Leute zu entlaſſen und dafür billige
einzuſtellen, was nun auch geſchehen iſt. Dieſer Ziura, ein
Bundesgeſelle, alſo ein Vertreter des Geſellenſtandes und
Harmonieapoſtel, ſtellt das Verlangen die gelernten Leute zu
entlaſſen und durch billige zu erſetzen. Das Urteil über dieſe
Handlungsweiſe und das ganze Gebaren der Geſchäftsleitung
überlaſſen wir den Jntereſſenten. Auch werden wir nicht zurück
ſchrecken, in nächſter Zeit noch mehr derartige Praktiken der
Oeffentlichkeit preiszugeben.

Achtung, Former! Bei der Firma Rockſtroh u. Schneider
in Heidenau, Bezirk Dresden, befinden ſich die Former im Aus
ſtande. Die Firma ſoll nun Modelle nach hier geſandt haben,
es handelt ſich um Gußteile zu Schnell und Tiegeldruckpreſſen.
Sollten irgendwo ſolche Modelle auftauchen, ſo wird erſucht
dies ſofort im Bureau des Metallarbeiterverbandes, Unter-
berg 12, mitzuteilen.

Unſer Genoſſe, Zimmermann Albin Mahy, iſt geſtern
nachmittag in der Gerberſtraße 10 von einer Leiter herunter-
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und hat ſich dabei ſo ſchwere Verletzungen zugezogen, ſtellte, n gehe h Werker vom e e getragen werden mußte. Das rkhte Kule die Telegramme in rzeichnis gingetraggo. ondern auch noch die Do en zu Hieran
ſoll zerſchmettert ſein. noch das Geld in die Kaſſe gelegt, bis die ihn ablöſenden ie Volksſtimme einige Aeußerungen um das eigenartige

Genofſe Doge erſucht uns, die Präſenzliſte des Gewerk amten dieſe Unterlaſſung bemerkten und ihn zum Nachholen Schriftſtück des näheren zu beleuchten.
ſchaftskartells ſiehe Bericht in geſtriger Nummer dahin des Verſäumten anhielten. Er entſchuldigt das Nichteintragen Leopoldshall. Eine wahre Selbſtmordepidemie
richtig zu ſtellen, daß er ſich entſchuldigt hat, und zwar hat er mit Vergeſſen das Geld ſoll ihm in dem einen Falle vom ſcheint hier zu jerrſchen Nachdem erſt ſeit kurzem drei Per
einen diesbezüglichen Auftrag dem Gen. Lindenhahn gegeben. Pulte weggekommen t im anderen Falle habe er's für ſich t d al ein End t haben, hat 2ur Warnung veröffentlicht die Polizei folgendes: Bei ausgegeben, aber gleich wieder erſetzen wollen. Jn einem ſagen hrem Leben gewaltſam ein e Krer haben, s
den Bewohnern der beiden Häuſer Steinſtraße 28 und 29 er dritten Falle ſoll er eine Wochenfahrkarte an einen Arbeiter ſich in dieſen Tagen der vierte Selbſtmörder gefunden un
ſchien am Montag vormittag ein junger Mann von etwa für 3.70 Mk. verkauft, aber auch nicht gebucht, noch das Geld in der Perſon des Analytikers Bornkeſſel, welcher ſich n
24 Jahren mit ſchwarzem Schnurrbärtchen und ziemlich anſtändig abgeliefert haben. Die Geſchworenen ſprachen den Angeklagten durch Vergiftung entleibte.
aneiden unter dem Vorgeben, vom Hauswirt beauftragt zu aber in dieſem Falle frei und finden ihn nur, unter Annahme Jein, nachzuſehen, ob noch alle Jalouſien in Ordnung ſeien. von Milderungsgründen, in den beiden anderen Fällen ſchuldig, Merſeburg.
Er gab dabei auch vor, Angeſtellter der Firma Rudolph in der und der Gerichtshof verurteilte ihn dafür zu ſieben MonatenKrauſenſtraße zu ſein. Er hat auch bei mehreren Familien, Gefängnis. Jn wich Weiſe iſt der Arbeiter Gotthold von Donnerstag, den 19. ds. Mts., findet in der Funkenburg
vielleicht nicht immer unter gehöriger Aufficht, die Jalouſien, hier ſeiner eng ei der Poſt verluſtig gegangen. Als die Verſammlung des Sozialdemokratiſchen Vereins ſtatt.
wie wenn er Verſtändnis davon beſitze, beſichtigt und an einzelnen Landbriefträger in Kloſterhäſeler hat er 71.80 Mk., 39.15, 92 Es darf wohl erwartet werden, daß endlich die Mitglieder ſich
Stellen bemerkt, er würde wiederkommen. Einem Hausherrn, und nochmals 92 Mk. unterſchlagen. Erſteren Betrag hatte ahlreich einfinden. Drei Verſammlungen konnten wegen Edem die Firma Rudolph geſchäftlich bekannt iſt, war das der Gutsbeſitzer Rockſtroh in Pleißmar privatim zur Be- ſchwachen Laſuhs net ſtattfinden. Eine ſolche Lau he
Manöver des jungen Mannes, zumal ſein Benehmen beim ſorgung an die Eckartsbergaer Gerichtskaſſe übergeben, die drei heit iſt ſehr zu bedauern. Das Ziel welches wir im deDurchwandern der Zimmer aufgefallen und fragte telephoniſch anderen Beiträge hatte er amtlich von den Landwirten Seibecke, l 6 h t s d 4 Mitarbeit aller, P
bei R. an, ob von ihm ein Gehilfe mit der Unterſuchung der Trautmann und Kaiſer in Burkersroda erhalten, um ſie auf Auge haben iſt nur durch gemeinſame Mitar che Nicht 19
Jalouſien in jenen Häuſern beauftragt ſei. Es ſtellte ſich nun Poſtanweiſungen eingzah len Die erforderlichen Eintragungen durch raſtloſe Thätigkeit der Arbeiterſchaft zu erreichen. icht lic
heraus, daß man es mit einem Schwindler zu thun hatte, der hat er unterlaſſen. Mit Rückſicht auf ſeine durch Krankheiten aber durch Räſonnieren am Biertiſch und Fehlen bei Ausübung e
es jedenfalls nur darauf abgeſehen hat, bei der angeblichen in der Familie bewirkte Notlage und da die Gelder r er praktiſcher Arbeiten für die Arbeiterſache. Wer ein zielbewußter m
Unterſuchung der Jalouſien, zu gelegener Zeit und unbeobachtet ſetzt worden ſind, billigen die Geſchworenen ihm bei ihrem Arbeiter und Sozialdemokrat ſein will, der muß auch da ſein W
zu ſtehlen. Ohne Zweifel wird der junge Mann ſein Manöver Schuldſpruche mildernde Umſtände zu, und er wurde zu neun wo er hin gehört. Und das iſt die Stätte des Sozial
noch anderswo wiederholen reſp. fortſetzen. Monaten Gefängnis verurteilt. demokratiſchen Vereins. Möchten doch alle Arbeiter und m

Rekognoszierung eines Kiudes. Der Erſte Staats- l. Herzberg. Die Vorſchußkaſſenkriſe fordert ihre Genoſſen endlich begreifen lernen, daß nur intenſive gemein fü
anwalt erläßt nachſtehenden Aufruf: Am 28. Mai d. J. iſt in Opfer. Der frühere Rendant Georg Gerhardt wurde geſtern ſame Arbeit uns vorwärts brin en kann, nicht aber zuder Saale im ſogen. Kotgraben an der Mangfelderſtraße von der Strafkammer in Torgau zu drei Jahren Gefängnis, Laſſigkeit re Viſteikkateitung g.
hier die Leiche eines etwa 9 Monate alten Kindes weiblichen 2000 Mk. Geldſtrafe und drei Jahren Ehrverluſt verurteilt und V

h worden. Leiche, mit Wochen ſofort verhaftet wSchlammſchicht überzogen war und ſchon mehr als zwei Wochen tz chim Waſſer gelegen hatte, war nur mit einem weißen, am Halſe e i ha g n v urd er Se te Nachri ten. t
mit Spitzen beſetzten und mit einem Zugband verſehenen, hinten Shneidergeſelle Weber in Haft genommen. S gen er coffenen Hemde und einem rotgeſtreiften auch ſpitzenbeſetzten Nähe des Reſtaurants Goldener Reiter einen Fünfhundertmark- Vombay, 18. Juni. Ein furchtbarer Zyklon zer wBarchentleibchen bekleidet. Es wird erſucht, Angaben, die zur ſchein, welchen ein EinjährigFreiwilliger verloren hatte, gefunden ſtörte die Stadt Karacha, die von den Wellen ver- P
Ermittelung der Perſon des Kindes, das nach dem Befunde und a Weltefert Jn hen ſchlungen wurde. Zahlreiche Perſonen ſind umgekommen.
durch Ertrinken um's Leben gekommen iſt, und der näheren en e hat Srher d en nerwerhent. Die Dampfer Simla und City of Delai ſind mit Flüchtlingen z
Todesart führen können, umgehend zu den Akten 8 9 549/02 Sleidungsſtude in a r gegeben. d nher angefüllt. Vzu machen. Bei einer Hausſuchung fand man die erſtandene Garderobe und Tz n des s en u e ESchöff Beruburg, 18. Juni. Unter dem Verdacht, einen SchutzS agdeburg. Ju Geldſtrafe wurde vom Schöffen- mann Bamberger ermordet zu haben, wurden hier 9 Per-Naumburg. Vergehen m Am ten Vor dem Schwur gericht Gen. Marckwald als Redakteur der Volksſtimme ver ſonen verhaftet Einer der Weniſtangg be im Geſgn A
gerichte kamen am Montag zwei dieſer Delikte zur Verhand De z c ging glung. Der 39jährige jetzige Arbeiter Mar Hemboldt aus urteilt. In einer Notiz aus Löderburg war ein Schriftſtück nis Selbſtmord. e
Bitterfeld war früher Telegraphiſt in Korbetha mit 1500 Mk. veröffentlicht, nach welchem der Gemeindevorſtand von Löder-

burg an ein im Armenhauſe wohnendes Ehepaar das An- Verantwortlicher Redakteur: A. Weißmann in Halle.Jahresgehalt. Er hat in zwei Fällen Telegramme angenommen

Sozialdemokrat. Verein Merseburg.
Donnerstag den 19. Juni abends s Uhr in der „Funkenburg“

Verſammlung.
Tagesordnung: 1. Anträge zum Kreistag. 2. Vereinsangelegenheiten.

Die Bezirkskaſſierer ſind ganz beſonders eingeladen. Der Vorſtand.

Achtung!

a Prassers Wurstfabrils
iſt auf dem Jahrmarkt mit ſeiner berühmten

Knoblauchwurſt u. Würſtchen.
Bitte auf die Firma zu achten.

Theodor Prasser.
Ladengeſchäft: Töpferplan 2.

Achtung! Viehmarkt!
Deſſunerftre. 4.

Donnerstag und Freitag zum Viehmarkt empfehle
27 n und Bekannten meine Lokalitäten zur

eißigen Benutzung.
in Steinerts Lokal, Weberſtr.

Joh. lIänicke.
Tagesordnung: 1. Soll die Sektionl be i Se Zeitzer Bade- u. Massage- Anstalt

Peſtalozziſtraße. Gustav Secholz. Peſtalozziſtraße.r Geöffnet von früh 7 Uhr bis abends S Uhr.
Täglich abends 8 Uhr 2r. Was haben die Armen dem Chriſtentum

zu verdanken?
abendlich elektriſch beleuchteten und

illuminierten Gartenanlagen:

Von Dr. Eugen Loſinsky.
Zu beziehen durch

Großes Konzert u. Vorſtellung.

Die Volksbuchhandlung, Geiſtſtraße 21.

d

e

Zoologisch. Garten.
Erwachſene 599 Pf. V Kinder 30 Pf.

Gaſtſpiel der

Lebenden Leder.
Großartiger Erfolg.

Juſtrumentenmacher,

Freitag den 20. Juni abends 8 Uhr
Sektions Verſammlung

Donnerstag den 19. Juni nachmitags 5 Uhr
e 7Vorſtellung zu ermäßigt. Breiſen.

r Billets hierzu nur am Saaleingange 50 Pf. pro Perſon.
a Abend Vorſtellung 8 Uhr; Preiſe der Plätze wie vorher.

Eintrittskarten ſind zu haben in der Hofmuſikalienhandlung
Heinrieh Hothan. (Hroße Steinſtraße 14, an den Kaſſen des Zool.
Garten und am Saaleingang.

Außerdem abends 7 Uhr

W grosses Satra- Konzert.
z.

5 Sisters Wanton, akrobatiſches
Geſang- u. Tanz-Damen-Enſemble.

3 Tehernns, perſiſche Reifen-
ſpieler. Neuheit. Mr. EdgarJones, der urkom. Neger-Muſikal-

Preis 20 Pf.
er

Opita meeFrancis, „Elfenzauber in den Konditorei von F. G. Nebelung,tion e h hen In erate a—MEMMMDMMMMGMMGGlMeeeeee r nKoſtümſoubrette. ſowie Abonnements ſehen und Geſchmack.
Anfang 8 Uhr. Ende geg. 11 Uhr.

Bulljüle
prolongiert ſeinen Aufenthalt auf dem

o plin t e
Plättbretter Gr. Märkerſtr. 23.Urs Polkoblatt Cinen tüchtigen Glaſergeſellen
u un tn en Teuchern.

nimmt an

3 di D d 8 Je t J zur d bi 23. J t. Gl e S i s dW für die Ter Tag von 8 Uhr v Tee Juni. Jehen Serehe tenhe 9ühr Karl Xeiland,

Achinng Achenngt t. di ſieh ſie nhrt reer echtung ung! r. Zrunnert. Kinderwagen Welen, Sunen ſo melden beGebr. Sermau.in ſtaunend großer Auswahl,
Sport- und Leiterwagen. Reise-Reichenbachs Karussell Körbe, Garnierungen, Gummi-

erſtes auf dem Jahrmarkt reifen, Räder u. dergl.Zum Jahrmarkt!
s h Publi billigſt bei Geübterm 9 1 ß b! ladet das hochgeehrte Publikum und I. MederakeRoßplat! Wenxrrznealle? KRoßplaß! en en derufet ſu e äntelnäherinnen

Einem geehrten Publikum von Halle und Umgegend zur Nachricht, daß
mir in dieſem Jahre die Bewirtſchaftung der Turnhalle übertragen iſt.

Speiſen und Getränke wie bekannt!

Es ladet freundlichſt ein

geſucht. Gebr. Sernau.Achtung!
Händler! Wiederverkäufer
Durch günſtigen Einkauf bin ich in

der Lage
7 eApfelsimenW w. Fr. Thurm. äußerſt billig zu verkaufen.

Täglich friſch ff. Kirſchen.

Botho Schurig,

Möbelfabrik u, agarin
31 Fleiſcherſtraße 31.

Empfehle mein großes Lager aner-
kannt gut ſolid gearbeiteter Möbel
und Polſterwaren der Zeit an-

paſſend zu billigſten Preiſen.
Ciſchlermkr.

Anſtändige ſolide u. geübte Wickel
macherin wird ſofort V Zu er
fragen b. Zigarrenmacher K. Grundke,
Naumburg a. S., Wendenplan 6,

Sage dem gem. Chor des Arbeiter
Zildungsvereins und ihrem Herrn
dirigent Zimmer für die gütige Mit
wirkung in meinem Lokale Ballsäle
am letzten Sonntag und für den
schönen Gesang meinen besten Dank.Julius Hoffmann- ie Volksbuchhandlung, baS Geiſtſtraße 21. P. Brunnert. KroneVerlag und für die Jnſerate verantwortlich: Auguſt Groß. Druck der Halleſchen GenoſſenſchaftsBuchdruckerei (E. G. m b. H.) Halle a. S.

Soeben erſchienen

Wahrer Jakob
Nr. 13.

Preis 10 Pf.
beziehen durch

Pfeiffer Diller's a Don
RaffeerSooena

empfiehlt
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Vierter deutſcher Gewerkſchaftskongreß.
Stuttgart, den 16. Juni.

Nachmittagsſitzung am Montag.
Bömelburg-- Hamburg eröffnet die Sitzung.
Legien giebt den Rechenſchaftsbericht der Generalkommiſſion.

Er verweiſt auf den gedruckt vorliegenden Bericht. Alle Einzel
heiten wolle er nicht erwähnen. Die Delegierten hätten ja von
der Thätigkeit der Generalkommiſſion durch die verſandten
Protokolle Kenntnis. Der Streit zwiſchen der General
kommiſſion und dem Leipziger Gewerkſchaftskartell ſei ausführ-
lich im Rechenſchaftsbericht behandelt, nicht etwa weil dieſer
Streit ſo große Bedeutung habe. Die Generalkommiſſion
meint, bei dem Leipziger Kartell haben Vernunftgründe verſagt.
Wenn Vernunftgrünbe verſagen, Prügel auch nicht helfen
Geiterkeit), ſo läßt man die Leute laufen, bis ſie wieder ver-
nünftig werden. Wir haben aber die Verhandlungen ſo aus
führlich wiedergegeben, damit jeder Delegierte, wenn die Frage
zur Sprache komme, ſich über die Haltung der Generalkommiſſion
genau unterrichten könne.
Verkehr mit dem Leipziger Kartell gebraucht, haben ſie hier
wiederholt, weil wir die Verantwortung dafür übernehmen
wollen. Wir halten eine lange Beſprechung der Angelegenheit
für überflüſſig. Das Kartell hat den Beſchluß des letzten Ge-
werkſchaftskongreſſes mißachtet; ſo lange die n beſtehen
bleiben, iſt die Angelegenheit erledigt. Wir haben keine Exe
kutive, wollen auch keine haben. Jch rate Jhnen ab, Beſchlüſſe
zu faſſen, welche die Leipziger zwingen, ſich der Organiſation
wieder anzuſchließen. Wir haben unſere Stellungnahme den
Vorſtänden „der Zentralverbände zur Begutachtung vorgelegt.
Wir haben überall Zuſtimmung gefunden. Die Antworten ſind
in dem Rechenſchaftsbericht nicht aufgenommen, weil dann die
Angelegenheit zu viel Raum beanſprucht hätte.

Die Generalkommiſſion hat Manches auf dem Gebiet der
Statiſtik geleiſtet. Dieſe Statiſtiken haben ſich als ſehr wert-
voll erwieſen. Sie ſind das Wichtigſte in der Thätigkeit der
Generalkommiſſion geweſen. Die Statiſtik über den Stand der
Organiſationen haben uns unſere Kraft oder Schwäche erkennen
laſſen. Es iſt viel gebeſſert worden. Die Unternehmer er-
kennen unſere Macht an, indem ſie fortgeſetzt nach Ausnahme-
geſetzen gegen uns ſchreien, und auch die Regierungen müſſen
fragen Wie ſtellen ſich die Gewerkſchaften dazu Die Stuttſtiken
haben ſich bewährt, und ich kann nur raten, dieſes Gebiet noch
mehr zu kultivieren. Seitens der Verbandsvorſtände müßte
die Generalkommiſſion noch mehr Unterſtützung finden. Das
Material müßte pünktlicher von den Zweigvereinen beſchafft
werden. Vieles hätte beſſer gemacht werden können. Die
Generalkommiſſion legt ihr Mandat in Jhre Hände zurück in
dem Bewußtſein, ihre Schuldigkeit gethan zu haben. Es mögen
Fehler gemacht worden ſein, denn wir ſind keine Götter, keineZentralſonnen. Der Gewerkſchaftskongreß iſt zur Kritik da.
Ueben Sie Kritik, aber bewilligen Sie uns mildernde Umſtände.
(Heiterkeit.)

Becker Hamburg weiſt darauf hin, daß das Leipziger Ge-
werkſchaftskartell aus der Liſte der mit der Generalkommiſſion
in Verbindung ſtehenden Kartelle geſtrichen worden iſt. Hinter
dem Leipziger Kartell ſtehen 26000 organiſierte Arbeiter, die
man nicht ſo ohne weiteres ſtreicht. Es frage ſich, ob nicht ein
anderer Weg hätte gewählt werden können. Er rate zur Ver
De guns. Jm übrigen ſei er mit der Generalkommiſſion zu
rieden.
TiſchendörferBerlin bemängelt es, daß die General Kom-

miſſion eine Einladung zu einem bürgerlichen Arbeiterſchutz
Kongreß in Paris abgelehnt habe mit der Motivierung, es
käme bei dieſem Kongreſſe nichts heraus. Die organiſierten
Arbeiter ſollten überall vertreten ſein, wo Arbeiterdinge ver-
handelt werden. Aus dieſem internationalen Arbeiterkongreß
iſt das internationale Arbeiterſchutzamt in Baſel geboren wor-
den. Der Mann, der in Zürich von Liebknecht zum Vorſitzen-
den des Arbeiterſchutzkongreſſes vorgeſchlagen wurde, Scherer,
leitet auch das Arbeitsamt in Baſel. Ein Mann der 1897 ihr
Vertrauen genoß, der ſollte es auch nach 4 Jahren haben. Her-
vorragende Sozialdemokraten anderer Länder haben an dem
Pariſer Kongreß teilgenommen Adler und Pernerſtorffer aus
Oeſtreich, Anſeele und Vandervelde aus Belgien, Greulich aus
der Schweiz. Die ausländiſchen Sozialiſten ſind doch nicht
minderwertiger, ſondern nur praktiſcher als die deutſchen So-
zialiſten. Gewiß haben Sie recht, wenn Sie alles das, was
von bürgerlicher Seite kommt, genau prüfen. Denn von bür-
gerlicher Seite iſt manches gegebene Wort nicht gehalten wor-
den. Aber es hat ſich in der Gegenwart manches gebeſſert.
Es iſt heute als Fortſchritt bezeichnet worden, daß die Regie-
rung hier vertreten iſt. Warum alſo dieſes abſichtliche Fern
bleiben vom Pariſer Kongreß. Jch gebe mich der Hoffnung
hin, daß man in Zukunft anders verfahren wird. h

Zum Zweiten hat das Korreſpondenzblatt ohne erſichtlichen
Grund von einem zweiten Falle Tiſchendörfer geſprochen. Das
Korreſpondenzblatt ſollte ſich erſt bei den betreffenden Ver-
bandsvorſtänden erkundigen, ehe man gegen eine Perſon in
dieſer Weiſe Stellung genommen hätte. SBeyer Leipzig: Legien hat den Leipziger Fall in ſeltſam
trockener Weiſe behandelt. Das Leipziger Kartell hat ſeine Be
ſchlüſſe geändert, und es liegt keine Notwendigkeit vor, das
Leipziger Kartell einfach von der Landkarte zu ſtreichen. Die
Kartelle beſchäftigen ſich mit Dingen, die ſie nichts angehen.
Das thun aber auch andere Kartelle. Legien ſagte heute: Laſſen
wir die Leipziger laufen. Neulich hat er mir privatim eſagt,
auf dem Kongreß werde der Anſchluß der Leipziger erfolgen.
Weshalb die plötzliche Aenderung? Mit 26000 organiſierten
Arbeitern ſpringt man nicht ſo um. So kann es nicht weiter
gehen. Jch bitte Sie, die Sache zu überlegen und die Leip
ziger mit ihrem Klex wieder auf die Landkarte zu ſetzen.
(Heiterkeit.)

Bömelburg ſchlägt vor, den Vertreter des Leipziger Ge
werkſchaftskartells zu hören.

Döblin und Rexhäuſer widerſprechen, der ſogenannte Ver
treter des Kartells ſei doch hier nur Gaſt.

Der Kongreß beſchließt nach dem Vorſchlag Bömelburgs und
der Vertreter des Leipziger Kartells Lüttich Leipzig erhält
das Wort.

Lüttich-Leipzig: Legien habe hier ſehr abſprechend über das
Leipziger Kartell geſprochen. Die Generalkommiſſion ſoll doch
aber organiſierte Arbeiter nicht h ſondern ſie zuſammen
führen. Jch ſage, in dem Leipziger Fall hat die Generalkom-
miſſion ihre Schuldigkeit nicht gethan. Legien iſt in Leipzig in
der Redaktion der Volkszeitung geweſen. Warum iſt er nicht
zum Kartell gekommen und hat da zu vermitteln verſucht. So
weit die Tarifgemeinſchaftsfrage in Betracht kommt, wollen wir
eingeſtehen, daß wir nicht immer ganz veppipit gehandelt
haben. (Aha Ja, wir ſind keine Engel. (Rufe: Nein, nein
Es muß eine Verſtändigung herbeigeführt werden. Wir haben
die Verſtändigung geſucht. Cegien ruft: Aber nicht gefunden
Sehr richtig, nicht gefunden, aber die Schuld daran hat die
Generalkommiſſion mit ihren Briefen, die die Stimmung total
umſchlagen ließen. offe, daß der Kongreß die Streitfrage
beilegen wird. Hat er den guten Willen, wir ſind zur Ver
ſtändigung bereit. Das Leipziger Kartell hat keinen Schaden
gehabt, höchſtens den, daß es ſein Geld nicht ſo los geworden
iſt wie früher. Als es einmal einem Verband in Berlin 200 M.

eld gern
ickte, wurde das Geld beiſeite geſchoben. Der Vorſitzende desBande kam dann nach Leipzig und wollte das

Wir haben ſcharfe Ausdrücke im.

mitnehmen, er hat es aber nicht bekommen. (Heiterkeit.) Das
klingt lächerlich, aber es iſt doch im Jntereſſe gemeinſamer Ar-
beiterorganiſationen nicht ſehr erhebend. Jch kann Sie nur
bitten, die Generalkommiſſion aufzufordern, in Verhandlungen
einzutreten ich kann Sie verſichern, ſie werden erfolgreich ſein.

Legien erwidert Tiſchendörfer, der Pariſer Kongreß ſei die
Fortſetzung des 1897er Brüſſeler Kongreſſes, wo geſagt worden
iſt, die Arbeiter fehlen hier, aber ſie ſind auch nicht notwendig.Wir nehmen eine Einlabaug von Leuten nicht an, die uns ein-

mal für überflüſſig erklärt haben.
mit den Arbeitern, ſo hätte er in Paris ſagen ſollen: Euer
Kongreß iſt überflüſſig, geht zu den Arbeiterkongreſſen. Herr
Berlepſch, der frühere Miniſter, ſoll zu uns kommen, aber uns
nicht neue Bahnen weiſen wollen. Wollen uns die bürgerlichen
Arbeiterfreunde helfen, ſo ſind ſie uns willkommen, aber wenn
ſie nicht zu uns kommen, ſo werden wir auch allein fertig.
Mit dem Arbeiterſchutzamt in Baſel ſtehen wir in freundſchaft-
lichem Verhältnis. Der Rechenſchaftsbericht weiſt das aus.
Der Fall Tiſchendörfer beſtand darin, daß Tiſchendörfer in den
chriſtlichen Gewerkſchaften einen Vortrag gehalten hat. Jch
glaube, es iſt ihm nicht Unrecht geſchehen.

Meint Tiſchendörfer es gut

Möller- Hamburg verlangt, daß Lüttich eine Erklärung darüber
abgiebt, wie er ſich die Verſtändigungen denkt.üttichLeipzig erklärt, das nicht thun zu können, da er keinen

Auftrag in Leipzig zu beſtimmten Erklärungen erhalten habe.
Zum Leipziger Streitfall ſagt Legien, er könne die Leipziger

nicht verſtehen. Sie als Einzelorganiſation müßten ſich doch
der Geſamtorganiſation einfügen. Die Beſchlüſſe des Frank-
furter Gewerkſchaftskongreſſes müſſen von Leipzig gehalten
werden. Dann iſt alles gut. Aber die Leipziger denken nicht
daran. Seht Euch den Artikel der Leipziger Volkszeitung zum
heutigen Kongreß an. Solche Worte ſind in keiner Reſolution,
auch in keinem Briefe der Generalkommiſſion gebraucht worden.
Der Frankfurter Kongreß hat beſchloſſen: Dauer und Umfang
der Tarifgemeinſchaft iſt Sache der einzelnen Gewerkſchaft.
Das Leipziger Kartell aber ſagt: Tarifgemeinſchaften, die die
gen Jnitiative der Organiſation hindern, ſind zu verwerfen.

er ſoll darüber Richter ſein? Das Leipziger Kartell? Der
Gewerkſchaftskongreß hat das Richteramt abgelehnt. Die
Leipziger aber maßen es ſich an. Das iſt eben der Größen-
wahn, der in der großen Seeſtadt herrſcht. (Heiterkeit.) Die
Sachlage iſt ganz klar. Auf Seiten der Generalkommiſſion
liegt die Schuld nicht. Lüttich ſagt, eine Verſtändigung ſei
möglich. Jch weiß nicht, wie ſie möglich ſein ſoll. (Rnf: Der
w. Beſchluß muß aufgehoben werden! [Große Heiter-
eit.) Lüttich ſagt: Jch war auf der Volkszeitung, warum ſei

ich nicht zum Kartell gekommen. Damit hätte ſich die General-
kommiſſion etwas vergeben. Jch war damals bei Schönlank
und fragte, ob er mit dem Jnhalt der Leipziger Volkszeitung
einverſtanden ſei, er holte Pollender, und wir verhandelten
zwei Stunden ergebnislos. Jch ſagte ihm: „Hätten Sie mir
gleich geſagt, daß Sie die Artikel gegen die Buchdrucker billigen,
ich hätte Jhnen und mir die zwei Stunden geſpart.“ Jch ſagte
ihm aber, es werde böſe Folgen haben für die Arbeiter-
bewegung. Die Folgen ſind beim Streik in der Leipziger
Volkszeitung eingetreten. Pollender freilich ſagte: „Wir werden
Jhnen ſchon zeigen, was unſere Gewerkſchaft kann.“ Jch ſagte
damals „Jhre Gewerkſchaft iſt ein Lokalverein für die Leip
ziger Volkszeitung.“ So iſt es auch gekommen. Wenn wir
für die Buchdrucker eingetreten ſind, ſo geſchah es aus Ge
rechtigkeitsgefühl, nicht wegen der Beiträge. Wenn die Leip-
ziger froh ſind, kein Geld los zu werden, ſo wundert es mich,
daß Sie den jetzigen Jdealzuſtand ändern wollen. Aber frei-
lich, Leipzig ſieht ſehr gut ein, daß es nicht abſeits ſtehen kann.
Wollen Sie wieder mitthun, ſo erkennen Sie die Beſchlüſſe
des Gewerkſchaftskongreſſes an. (Beifall.)

Rexhäuſer Leipzig polemiſiert gegen die Leipziger und
Lüttich, deſſen Reiſe nach Stuttgart überflüſſig wäre, wenn er
nichts weiter zu ſagen habe, als er geſagt habe. Leipzig wolle in der
Arbeiterbewegung Vorſehung ſpielen. Das werden die Leipziger
auch weiter thun. Auch nach dem Stuttgarter Kongreß werde
ſich nichts darin ändern. Redner erörtert den Streitfall hiſto-
riſch. Die Buchdrucker haben ſich genau nach dem Statut des
Leipziger Kartells gerichtet, ſind völlig legal verfahren. Die
Buchdrucker wollen keine Schärfe in die Debatte tragen, ſie
können ſich aber nur verſtändigen, wenn der Kongreß klar aus
ſpricht, daß der Buchdruckerverband die einzige innerhalb der
Generalkommiſſion zuläſſige Gewerkſchaft iſt.

Simon Nürnberg bittet die reſtierenden Beiträge der Schuh
macher zu ſtreichen. Er verweiſt die Antwortſchreiben des
Leipziger Kartells an die Generalkommiſſion. Dem Leipziger
Trauerſpiel muß ein Ende gemacht werden. An dem Streik
haben die Leipziger Volkszeitung und der Buchdrucker-Corre-
ſpondent ein voll gerüttelt Maß der Schuld. Wenn Herr Rex-
häuſer heute hier ſagt, er habe eine Verſtändigung geſucht, ſo
nimmt ſich das ſehr ſchön aus, wer aber weiß, wie er die Partei,
der wir faſt alle nahe ſtehen, mit Schmutz und Kot beworfen
hat, der ſieht die Lage anders an. Die Generalkommiſſion
konnte nicht anders handeln, als geſchehen, ſie muß ſich nach dem
Kongreßbeſchluß richten. Jch befürworte eine Reſolution, in
der Generalkommiſſion und Leipziger Gewerkſchaftskartell zur
Verſtändigung aufgefordert werden.

Auf Vorſchlag von Bömelburg wird die Frage der
des Correſpondent vorläufig aus der Diskuſſion aus

geſchieden.
Brückner- Berlin tritt Legien in der Frage der Beſchickung

des Pariſer Arbeiterſchutzkongreſſes bei. Die bürgerlichen Sozial
politiker ſollten auf den Arbeiterkongreſſen Studien machen.
Jetzt gehe ihnen das Verſtändnis für Arbeiterfragen meiſtens
ab. Dagegen hätte Legien perſönlich mit dem Leipziger Kartell
Fühlung nehmen müſſen. Ein perſönliches Eingreifen hätte
vielleicht doch Eindruck gemacht. Der Weg zur Verſtändigung
ſei gefunden. Der Kongreß habe einfach die Leipziger anzu
halten, ſich den Gewerkſchaftskongreßbeſchlüſſen zu fügen.

Hue-Eſſen iſt mit der Thätigkeit der Generalkommiſſion einverſtanden, beſonders mit der ſtatiſtiſchen Der Leipziger Streit

geht mich perſönlich nichts an. Jch bin froh, daß ich bei der
Sache nicht beteiligt bin. Kollege Simon tadelte den Corre-
ſpondent und Rexhäuſer. Aber er ſollte mal den Gegenpol
ieſen, da würde er es verſtehen, daß von Rerhäuſer ſcharf zu
rückgeſchoſſen wird. Die Buchdrucker Wacht greift uns Ge-
werkſchaftsbeamte in einer Weiſe an, wie wir es nur von
Scharfmacherorganen gewöhnt ſind. Den Fall c
verurteile ich nicht wie Legien. Jm Ruhrrevier finden ſich
viele Sozialdemokraten, die den chriſtlichen Gewerkſchaften
Vorträge halten. Die chriſtlichen Gewerkſchaften ſind Fleiſch
von unſerem Fleiſch, Blut von unſerem Blut. Nur gan
Wenige haben ja das Glück, mit dem Klaſſenkampfgedanken au
die Welt gekommen zu ſein, die meiſten eignen ſi di Ge-
danken erſt ſpäter an. (Heiterkeit.) Die chriſtlichen Gewerk
ſchaften gehören nicht zu uns, weil ſie mit pfäffiſcher Verſchlagen-
heit von uns getrennt werden. Vorträge bei ihnen halten, iſt
deshalb ganz praktikabel. Anders ſtehe ich zur Sag der Be
teiligung am Pariſer r 7 Auf dieſen Kongreſſen P
Berlepſch die Hauptrolle. Was iſt nun Berlepſch iſt ein
Mann, der als Miniſter mitgewirkt hat an der Maßregelung
von Tauſenden von Saarbergleuten, die ihr Koalitionsrecht
verlangten. Wenn Derleyſe a t als Privatmann in Sozial
politik macht, ſo können die Arbeiter zu ihm kein Vertrauen
haben. Wir Bergarbeiter ſind beinahe ſo neutralitätsduſelig
wie die Buchdrucker, wir ſind aber ſo wenig für Ber

ahrg.

lepſch wie wir für Naumann ſind. Wir ſind weder
nationalſozial noch ſozialliberal. Wir im Bergarbeiterverband
ſind trotz der Neutralität gut ſozialdemokratiſch. Wir nehmen
aber in unſere Gewerkſchaften jeden auf, der ſich zu den Grund-
ſätzen der modernen Gewerkſchaftsbewegung bekennt. Darin
unterſcheide ich mich von Rexhäuſer: ich bin nicht der Meinung,
daß die Sozialdemokratie die Gewerkſchaftsbewegung ſchädigt
und daß es ein Schade ſei, daß die Gewerkſchaftsbewegung
aus der Sozialdemokratie geboren ſei. Die Bergarbeiter ge-
hören in den Rahmen der fortgeſchrittenſten Arbeiterbewegung,
ſie thun alles für nichts gegen die moderne Arbeiterbewegung.

Mit der Verleſung von Begrüßungstelegrammen ſchließt der
Vorſitzende die Sitzung um 6 Uhr.

Am Abend bereiteten die Stuttgarter Gewerkſchaften im
Saalbau Dinkelacker den fremden Delegierten einen feſtlichen
Empfang.

Zweiter Verhandlungstag.
Vormittagsſitzung.

Bömelburg eröffnet die heutige Sitzung.
Cabrini-Mailand begrüßt den Kongreß im Namen der
Federazione Jtaliana delle Camere del Lavoro. Er ſpricht ſeine
Freude aus, am Kongreß teilnehmen zu dürfen. Jtalien habe
ſich dem organiſierten Proletariat anderer Länder lange nicht
ebenbürtig fühlen können, erſt in den letzten Jahren ſei es
vorangekommen. Jetzt habe ſich das Proletariat Jtaliens
politiſch, genoſſenſchaftlich und gewerkſchaftlich zu organiſieren
begonnen. Eine beſondere Form der gewerkſchaftlichen Orga-
niſation ſeien die Arbeitskammern, in denen 250000 Arbeiter
organiſiert ſeien. Eine einheitliche Organiſation für ganz
Italien exiſtiere leider nicht. Dieſe werde durch die verſchiede-
nen Lebensgewohnheiten in den einzelnen Landesteilen verhin-
dert. Die Arbeiterbewegung Italiens ſei nicht direkt mit der
ſozialdemokratiſchen Partei verbunden, aber doch in enger
Fühlung mit ihr. Die Arbeitskammern kümmerten ſich auch
um die Auswanderung. Kein Staat gebe ſo viel Menſchen-
material ans Ausland ab wie Jtalien, richtiger geſagt, die
italieniſche Provinz Udine. Wo die Organiſation Macht ge-
winne, gehe die Auswanderung zurück. Damit werde das
Streikbrechertum der Jtaliener im Ausland gemindert, worauf
die italieniſchen Organiſationen ihr Hauptaugenmerk richten.

Der Kongreß tritt in die Tagesordnung ein und ſetzt die
Diskuſſion über den Rechenſchaftsbericht fort. Der Leipziger
Streit ſpielt in der Diskuſſion die Hauptrolle.

Es liegt ein Antrag vor, die Kommiſſion zu beauftragen, ſich
mit dem Leipziger Kartell in Verbindung zu ſetzen und den
Streit zu beſeitigen.

HübſchBerlin: Der Leipziger Zwiſt iſt von prinzipieller Be
deutung. Jedes Kartell muß ſich den Beſchlüſſen des Kon-
greſſes fügen. Das Leipziger Kartell hat rund und nett zu
erklären, daß es ſich fügt. Sonſt iſt eine Verſtändigung un-
möglich. (Beifall.)

Knoll-Berlin polemiſiert gegen Legien und ſeine Ausführun-
en im Fall Tiſchendörfer dem er Unrecht gethan habe. Tiſchen-
örfer habe einen durchaus ſachlichen Vortrag gehalten. Es

müſſe erlaubt ſein, in gegneriſche Vereinigungen zu gehen und
dort Vorträge zu halten die den Standpunkt der modernen
Arbeiterbewegung vertreten.

Beyer-Leipzig giebt Legien im Fall Tiſchendörfer Recht. Ein
Vertreter der modernen Arbeiterbewegung muß auf dem Boden
der Sozialdemokratie ſtehen. Jm nächſten Jahre bei den Wahlen
wird Herr Tiſchendörfer für die Nationalſozialen Propaganda
machen gegen die Sozialdemokratie; das geht nicht und ſtiftet
nur Verwirrung. Machen wir reinen Tiſch! (Jroniſche Rufe:
Kopf ab!) Jn der Leipziger Streitſache wiederhole er die Be
hauptung, daß Legien ſeine Meinung über Nacht geändert habe.
Vorgeſtern ſei er noch für Verſtändigung geweſen. (Jroniſcher
Ruf Machen wir reinen Tiſch!)

PötzſchBerlin: Der Fall Tiſchendörfer iſt hier viel zu breit
behandelt worden. Es muß geſtattet ſein, in gegneriſche Ver
ſammlungen zu gehen. Jm Fall Leipzig ſtehe ich auf dem
Standpunkt Simons. Auch der Correſpondent hat viel geſündigt.
Deshalb kann man den Leipzigern etwas entgegenkommen.
Heute ſteht auch Gaſch nicht mehr an der Spitze, die Ver
ſtändigung iſt alſo möglich. Freilich muß das Leipziger Kartell
den Weg zur Generalkommiſſion finden. Jch bitte Sie, eine
Reſolution anzunehmen des Jnhalts, daß dem Leipziger Kartell
es freigeſtellt wird, mit der Generalkommiſſion in neue Unter
handlungen einzutreten, die ſich auf der Baſis der Frankfurter
Beſchlüſſe bewegen. Man könnte einwenden, das Leipziger
Kartell brauche nur zu erklären, es füge ſich den Frankfurter
Beſchlüſſen, aber wo eine Sache ſo verfahren iſt, kann man auch
einmal inkonſequent ſein.

Durch Schlußanträge werden die Fälle Leipzig und Tiſchen
dörfer für ledigt erklärt. Die allgemeine Erörterung über den
Rechenſchaftsbericht wird fortgeſetzt.

DöblinBerlin bemängelt es, daß die Generalkommiſſion den
Beruf in ſich fühlt, über die politiſche Geſinnung des einzelnen
Gewerkſchafters zu wachen. Jch bin der Meinung, politiſche
Geſinnung und Gewerkſchaftsangehörigkeit haben nichts mitein
ander zu thun. Jn ſehr vielen Organiſationen beſteht große
Fluktuation. Es ſind in einigen Gewerkſchaften mehr Mitglieder
in einem Jahr hinzugetreten, als am Schluß des Jahres über-
haupt Mitglieder da waren. Bei uns Buchdruckern ſind ſtabile
Verhältniſſe. Wir haben in einer Zeit wirtſchaftlicher Depreſſion
eine Lohnerhöhung durchgeſetzt. Das kommt vielleicht daher,
daß wir nicht bei jeder paſſenden und angende Gelegenheit
unſern politiſchen Standpunkt betonen. Die Gewerkſchafts
bewegung iſt eine Nü m wo wir hauptſächlich
nach dem Erfolg zu ſehen haben. Alſo etwas mehr Toleranz
in der Gewerkſchaftsbewegung. Gerade die Generalkommiſſion
muß in puncto Toleranz an der Spitze ſtehen und die Ge
ſinnungsriecherei laſſen. Wenn wir die andern bekehren wollen,
ſo müſſen wir ſie zu uns heranziehen. Das geht nicht, wenn
man politiſche Geſinnungsriecherei treibt.

Becker Hamburg polemiſiert gegen Döblin. Politik und
Gewerkſchaften ſind nicht zu trennen. Döblin ſcheint Angſt zu
haben, daß die Gewerkſchaften als ſozialdemokratiſch S
werden. Jch kann mir keinen guten Gewerkſchafter denken, der
nicht Sozialdemokrat iſt. Eine reinliche Scheidung halte ich

immer noch für die beſte. 4Auf Vorſchlag Bömelburgs wird jetzt die Diskuſſion über
den Rechenſchaftsbericht geſchloſſen.

Nachdem Legien im Schlußwort noch einmal den Stand-
punkt der Generalkommiſſion gerechtfertigt und den Vorwur
daß er ſeine Meinung im Leipziger Falle geändert habe, zurü
gewieſen hat, wird folgender Antrag Saſfenbach: „Der Ge-
werkſchaftskongreß lehnt es ab, in der Angelegenheit des Leipziger Gewertſhaftskartells einen Beſchluß zu faſſen. Da das

Leipziger Gewerkſchaftskartell anerkannt wird, wenn es ſich
dem Frankfurter Kongreßbeſchluß tügh erübrigt ſich eine weitere
Beſchlußfaſſung“, mit übergroßer Mehrheit angenommen.

Der Generalkommiſſion wird Decharge erteilt.
Jm Arſigt an den Rechenſchaftsbericht wird der folgende

Antrag des Gewerkſchaftskartells Kaſſel zur Diskuſſion ge
tellt:6 „Der Gewerkſchaftskongreß wolle Die Zentral-

organiſation der Gewerkſchaft deutſcher Buchdrucker wird als
gleichberechtigte Organiſation anerkannt. Dieſelbe hat
über der r der Gewerkſchaften Dedieſelben Rechte und Pflichten wie jede andere auf dem
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r denen Arbeiterbewegung ſtehende Zentralorganiſation
eutſchlands.Umbreit- Hamburg (Mitglied der Generalkommiſſion und

Redakteur des Korreſpondenzblattes) verteidigt egen den
Vorwurf Döblins, im Korreſpondenzblatt politiſche Geſinnungs-
riecherei getrieben zu haben, und rechtfertigt im Sinne Legiens
die Behandlung des Falles Tiſchendörfer im Korreſpondenz-
blatt. Was die Buchdrucker betreffe, ſo habe er ſich um die
politiſche Geſinnung der Buchdrucker nicht gekümmert, h
nur die gewerkſchaftliche Thätigkeit der Büchdrucker behandelt.
Kein Blatt habe ſich mehr über den Tarifſieg der Buchdrucker
gefreut als das Korreſpondenzblatt, das Telegramm an Poſa
dowsky aber mußte kritiſiert werden. Das war ein einzig da
ſtehender Vorgang. Jn gleicher Linie bewegte ſich die Ein-
richtung gemeinſamer Unterſtützungskaſſen mit den Buchdrucker
prinzipalen.Hue-Eſſen: Jch ſtehe nicht auf dem Standpunkt, daß im
Korreſpondenzblatt politiſche Geſinnungsriecherei getrieben
wird. Schon der Umſtand, daß es oft mit „roſaroter Tinte
(Heiterkeit) angegriffen, beweiſt das Gegenteil. Aber Döblin
hat Recht, wenn etwas nach ganz nach Schema P geht, zu
rufen: „Haut den Kerl oder köpft ihn.“ Die politiſche Partei
iſt da von Schuld nicht frei zu ſprechen. Jch erinnere an die
Affaire der Hamburger Akkordmaurer. Der in Hamburg ge
faßte Beſchluß entſpricht nicht den Jntereſſen der Gewerkſchafts-
bewegung. Jch bin nicht der Meinung, daß die Sozialdemo-
kratie gegen die Gewerkſchaften iſt. Jch meine aber, beide Be
wegungen ſind nicht zu identifizieren. Jn unſerem Statut ſteht,
Politik und Religion haben mit der Gewerkſchaftsbewegung
nichts zu thun. Man verlangt aber häufig das Gegenteil.
Andererſeits darf man einzelne Aeußerungen aus der politiſchen
Partei nicht als offizielle Aeußerungen der Sozialdemokratie
auffaſſen. Freilich, wären die Aeußerungen der Buchdrucker-
wacht und Leipziger Volkszeitung offiziell, ſo wäre es richtig,
daß Sozialdemokratie und Gewerkſchaft an einem Strang ziehen.
Die Löſung des Streites iſt nur ſo möglich. Auf politiſcher
Seite muß man Toleranz üben, andererſeits müſſen ſich die
Buchdrucker mäßigen und nicht jede einzelne Aeußerung als
offiziell betrachten. Bringt ſchon das Zentrum einen Toleranz-
antrag ein, ſo haben wir beſonders Urſache, Toleranz zu üben.

Rexhäuſer-Leipzig: Die Frage Gewerkſchaften und Sozial
demokratie müßte einmal gründlich erörtert werden. Die heutige
Debatte wird keine Klärung bringen. Hue bezeichnet ſich immer
als Neutralitätsduſeler, er iſt aber nur ein wohlwollender Ge-
noſſe gegenüber der Meinungsfreiheit der einzelnen Gewerk-
ſchaften. Man ſtellt es ſo dar, als läge mir nur daran, der
Sozialdemokratie etwas am Zeuge zu flicken. Unſere Stellung
zur Partei iſt aber nur von der Stellung der Partei zu uns
diktiert. Der Gewerkſchafter muß ſich aber oft in Widerſpruch
mit den Parteiprinzipien ſetzen. Jn Berlin wurde beſchloſſen,
Staatsſozialismus und Sozialdemokratie ſind unvereinbar.
Jetzt verlangen die Bergarbeiter Verſtaatlichung der Bergwerke,
alſo ein Stück Staatsſozialismus. Lachen.) Die Partei braucht
immer große Worte gegen uns. Wenn wir aber unſere Hand
von der Partei zurückzögen, es wäre aus mit den großen
Worten. Wir Gewerkſchaften ſind die Träger der modernen
Arbeiterbewegung und der Partei. Wir verrichten die Klein-
arbeit, verteilen die Flugblätter, wir ſchaffen den Theoretikern
das praktiſche Material. Wir ſind nicht bloß Rekrutendrill-
anſtalten. Die Gewerkſchaften müſſen ſich mit Politik be-
ſchäftigen. Jch bin für Streichung des betreffenden Paſſus im
Statut. Wir dürfen aber nicht Parteipolitik treiben. Man
ſagt, wir kämen mit dem Geſetz dann in Konflikt. Wir ſind
aber ſtark genug, dieſen Standpunkt durchzuſetzen. Wenn nur
mit Kladderadatſchilluſionen aufgeräumt wird, dann können
wir auch Politik treiben. Es giebt keine politiſche Bewegung
ohne wirtſchaftliche Bewegung. Wenn Sie hier reinliche
Scheidung wollen, ſo überlegen Sie ſich das genau. Wollen
Sie die reinliche Scheidung mit den Buchdruckern, ſo werden
Sie ſie auch ausdehnen müſſen auf die freie Bethätigung
innerhalb der Gewerkſchaften.

Robert Schmidt Berlin Das vom Vorredner aufgeſtellte
Gewerkſchaftsprogramm wird bei uns wenig Anklang finden.
Die Unkenntnis des ſozialdemokratiſchen Programms mag ihm
als mildernder Umſtand für ſeine Befürchtung, es beſtehe ein
Gegenſatz zwiſchen Partei und Gewerkſchaft, dienen. Die Ver
ſtaatlichung der Bergwerke iſt eine Programmforderung der
Sozialdemokratie. Wenn die Gewerkſchaften den herrſchenden
Klaſſen ihre Macht zum Bewußtſein bringen, dann werden ſie
nicht den Weg wählen, durch Telegramme an Herrn von Poſa-
dowsky dies zur Geltung zu bringen. (Sehr richtigh) Die
ganze Haltung des Correſpondent gegen die Partei iſt ein ſyſte-
matiſch geführtes Herabzerren der ſozialdemokratiſchen Partei.
Die Herren ſagen dann, ſie handeln nur in Abwehr ungerechter
Angriffe der Partei. Jch gebe zu, daß den Buchdruckern viel-
fach unrecht geſchehen iſt, das trifft ganz beſonders im Leipziger
Fall zu, aber es berechtigt nicht, die Vorwürfe zu verallgemei-
nern und mit Behagen über die Partei herzufallen. Es giebt
keine freie Gewerkſchaft, die der Meinung des Correſpondent
beitreten würde, daß glücklicherweiſe die Gründer einer Gewerk-
ſchaftsorganiſation keine Sozialdemokraten waren. (Sehr richtig
Dasſelbe Blatt ſtellt die Arbeit der Gewerkſchaften als einzig
praktiſche Arbeit hin und ſpricht herablaſſend von der negativen
Arbeit der Partei im Parlament. Das iſt eine Anerkennung
der Arbeiterbewegung, die wir nicht teilen können. Die parla-
mentariſche Arbeit hat den Gewerkſchaften den Rechtsboden zu
ſchaffen und hier hat die Sozialdemokratie keine negative Arbeit
geleiſtet. Jch habe hohe Anerkennung für die Arbeit und Er-
folge der Buchdruckerorganiſation, aber die Wege ſind nicht die
richtigen. Lebhafter Beifall.)

Haupt-Magdeburg: Hoffentlich übt die Debatte eine erziehe-
riſche Wirkung auf die Buchdrucker aus. Jetzt beſteht bei ihnen
eine unſelige Schaukelpolitik. Der Vorwurf Rexhäuſers gegen
die Bergarbeiter wegen Verſtaatlichung der Bergwerke war ganz
deplaziert. Jch kann nicht anerkennen, daß die Buchdrucker als
Gewerkſchafter voll ihre Schuldigkeit thun. Sie laſſen die an
dern Gewerkſchaften z. B. ſehr oft bei der Sperrung von
Lokalen im Stich. Die Beſtrebungen Rerxhäuſers, reine Ge-
werkſchaftsabgeordnete in das Parlament zu wählen, ſind zu
verurteilen. Das würde nur zu engliſchen Zuſtänden führen.
Trotz alledem habe ich die Hoffnung, daß die heutigen Debatten
eine erzieheriſche Wirkung vielleicht nicht auf die Führer, aber
doch auf die Maſſe der Buchdrucker ausüben werden.

Poetzſch-Berlin: Die Buchdrucker haben gewerkſchaftliche
Erfolge, aber ſie dürfen ſich deshalb nicht als unſchuldige
Lämmlein hinſtellen. Rexhäuſer ſchreibt Artikel gegen die
Partei, die mit Vergnügen in der Stummſchen Poſt abgedruckt
werden. Kritik iſt erlaubt. Vollmar, Legien, Elm, Hue üben
oft Kritik. Sie iſt nur von anderer Art wie die Rerhäuſerſche
Kritik. Rexhäuſer wiſcht der Partei mit beſonderem Vergnügen
eins aus. Er darf ſich nicht wundern, wenn dann die Partei-
preſſe auf ihn loshaut. Rexhäuſer ſchätzt die Gewerkſchaften zu
hoch ein. Wir können die Partei nicht entbehren, wir brauchen
beide Bewegungen. Mit den Gewertkſchaften kann nicht alles
erreicht werden. Der Neunuhrladenſchluß, die Sonntagsruhe
und andere Errungenſchaften kommen auf das Konto der
Partei. Die Buchdrucker gehören zu den Satten, die ſchon
alles erreicht haben. Die paar Tauſend Mark, die die Buch-
drucker anderen Gewerkſchaften gegeben haben, kommen dabei
nicht einmal ſehr in Betracht. Die Gewerkſchaften ſind ein
leichberechtigter Faktor an der Seite der politiſchen Partei.

Sie ſtehen aber nicht über der Partei. (Beifall.)
Maſſini-Berlin: Genoſſe Schmidt ſchloß mit der An-

erkennung der Erfolge der Buchdrucker, er polemiſierte abergegen ihre Wege. Veelleicht hängen die Erfolge gerade mit
dieſen Wegen zuſammen. Wir haben keine Furcht, uns als
Sozialdemokraten zu bekennen, wir ſtehen auf dem Boden des
Klaſſenkampfes. Wir haben keine Furcht vor unſeren Freunden.
Deshalb ſpreche ich auch über die Depeſche an Poſadowsky
ganz rückhaltlos. Wir verantworten die Depeſche. Wir wollten
dem Manne, der die Arbeiterbewegung in Feſſeln ſchlagen
wollte, der ihnen noch mit einem Zuchthausgeſetz gedroht hat,
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nommen.
Seiten hen Thut man es nicht
wir es bisher gethan haben. (Stürmi
Widerſpruch.)

Paeplow Hamburg beſchäftigt ſich mit dem Antrag Kaſſel.
Zwei Organiſationen können nicht anerkannt werden, es ſei
aber notwendig, daß der Buchdruckerverband Schritte unter
nimmt, die Sonderorganiſation wieder in den Verband auf-
rehwew Die Taktik der Buchdrucker ſei ihre Sache, aber
hre feindſellge Stellung der Partei gegenüber im Correſpondent müſſe aufhören. Die Partei dürfe nicht in den Kot
gezogen werden. Zu verurteilen ſeien auch einzelne Parteiringen Rerxhäuſer polemiſiere nicht gegen einzelne Leute
ſondern gegen die Geſamtpartei. Dieſes Treiben müſſe ſonſt
ſchließlich zum Zerſcheiden des Tiſchtuchs führen. (Beifall.)

ReichelStuttgart: Die Buchdruckerfrage muß hier gründ-
lich verhandelt werden. Wir ſind es der politiſchen Partei
ſchuldig, daß wir die Angriffe Rexhäuſers gegen die Partei
zurückweiſen. Den Antrag Kaſſel müſſen wir ablehnen.
Sonderorganiſationen können wir nicht anerkennen. Zas
B. den Buchdruckern paſſiert, kann morgen jeder anderen

rganiſation paſſieren.
ayer Leipzig Jn Bezug auf den J Kaſſel kann es

nur ein Entweder Oder geben. Die Mitglieder der Ge-
werkſchaft müſſen mit Aktiven und Paſſiven wieder auf-
enommen werden. Man braucht Brüder nicht zum Weiß-hinte zu bringen. Wir nehmen die lokalorganiſierten Maurer

bei uns jederzeit wieder auf. Der Grundſatz „Pardon giebt esnicht“ kann hier nicht gelten. Die Buchdrucker haben Erfolge,

aber dieſe Erfolge bringen ſie vom Klaſſenſtandpunkt ab und
auf den Weg der Harmonte.

s geht ein Antrag ein, über den Antrag Kaſſel zur
Tagesordnung überzugehen.

neberWien teilt mit, daß wohl einzelne Sozialdemokraten
und Gewerkſchaftler dem Verein zur Förderung des inter-
nationalen arg h angehören, daß es aber die Organi-
ſation als ſolche abgelehnt hat, dem Verein anzugehören.
halte es aber für richtig, deß überall Vertreter der Arbeiter
re ſind, damit ſie das Treiben der Gegner überwachen
önnen.
DöblinBerlin: Die Hauptvorwürfe richten ſich gegen ein-

zeine Aeußerungen des Coxreſpondent. Ich könnte, wie Bebel
es einmal gethan hat, erklären: Wir haben bei uns keine Zen-
ſur. Jch möchte aber ſagen, für vielleicht manchmal zu weit-
gehende Aeußerung des Correſpondent giebt es Milderungs-
gründe. Köft die Urſache auf der einen Seite auf, ſo verſpreche
ich feierlich, die Feindſeligkeiten auf unſerer Seite auch einzu
ſtellen. Wenn Sie ſo ſtolz auf den Kampf gegen Finſternis
ſind, ſo ſind wir ſtolz auf den Kampf gegen unangebrachtenRadikalismus. Die Angriffe wegen des Telegramms G zuerſt
von pgrining führenden Perſonen ausgegangen, Jm hiſtoriſchen
Kalender ſtand Huldigungstelegramm an Poſadowsky. Es war
kein Huldigungstelegramm. Wir haben es nur aus Nützlichkeits-
gründen unterſchrieben, die Arbeiterſache haben wir damit nicht
geſchädigt. Wir Buchdrucker ſind politiſch ſo fortgeſchritten, wie
die anderen Arbeiterberufe. Paeplow mahnt uns zur Ver-
ſtändigung. Warum verſtändigt ſich Paeplows Organiſation
nicht mit den Akkordmaurern Wir fühlen hier ebenſo wie die
Hamburger zentralorganiſierten Maurex. Wir bieten die Hand
zu einer einheitlichen deutſchen Gewertjchaire Bewegung Sie
müſſen aber u dafür Sorge tragen, daß die Buchdrucker
ebenſo anſtändig behandelt werden wie andere Organiſationen.

Umbreit- Hamburg Dem letzten Wunſch Döblins iſt vom
Korreſpondenzblatt ſtets Rechnung getragen worden. Als Ge-
werkſchaftler habe ich gegen die Buchdrucker keine Kritik zu er
heben, in Sezug auf ihre Haltung zur Sozialdemokratie enthalte
ich mich jeder Kritik. Jmmerhin hoffe er, das die heutige De
batte zu Klärung beitragen wird und nicht ohne Einfluß auf
die grhandlungen des Münchener Buchdruckertages bleiben
werden.

Tiſchendörfer-Berlin ſtellt richtig, daß er nicht geſagt habe,
Adler und Pernerſtorfer, Anſeele und Vandervelde hätten am
Pariſer Arbeiterſchutz- Kongreß teilgenommen, er habe nur geſagt,
dieſe Herren unterſtützen in Oeſterreich die Beſtrebungen des
Vereins, der zu dem Pariſer Kongreß gehöre.

Nach Verleſung einiger Begrüßungs- Telegramme tritt die
Mittagspauſe ein.

Der Kampf der Uaumburger Arbeiter
mit der Brauerei Henne.

x. Naumburg, 17. Juni.
Am vergangenen Sonntag vormittag gelangten 4000 Flug-

blätter im Konſumtionsgebiet des Hennebieres zur Verbreitung
und wurden die Ueberbringer derſelben faſt durchweg gut auf-
genommen. Die Nachrichten über die Frequenz der auswärtigen
Lokale mit Hennebier-Ausſchank ſind, ſoweit wir ſelbige erhielten,
für uns gut. Wie oft mußten die Wirte der betreffenden
Etabliſſements die Frage hören: „Was verſchenken Sie für
Bier?“ Und ſtets kehrten die Gäſte, ſobald die Antwort auf
Hennebier lautete, ſolchen Lokalen den Rücken. Jedoch iſt es
auch vorgekommen, daß organiſierte Arbeiter und dem Arbeiter
ſtande angehörige Perſonen ſich nicht ſcheuen, die Produkte der
Brauerei Henne nach wie vor weiter zu konſumieren. Jeder
klaſſenberoußte Arbeiter ſollte dafür ſorgen, daß er nicht in den
Verdacht eines Verräters an der guten Sache kommt. Darum
nochmals Jeder Arbeiter agitiere in Freundes- und Bekannten
kreiſen für Durchführung der in der öffentlichen Verſammlung
vom 12. Juni gefaßten Beſchlüſſe. Einer kontrolliere den
anderen, und halte ihm im Uebertretungsfalle ſeine Pflicht vor
Augen, dann wird uns der Sieg nicht fehlen

Wie wir ſtets vorausſagten, daß Herrn Schröder die Organi-
ſation der Brauer es angethan, ſo iſt dies alles eingetroffen,
die guten und teuren Kräfte ſind hinausgeworfen und minder-
wertige ungelernte Arbeiter helfen die Produkte herſtellen, deren
rößter Konſument der Arbeiter iſt. Doch der Wahrheit die

Ehre: Auch 2 gelernte Brauer (allerding noch ganz junge Leute)
haben es über ſich vermocht, ihren um ihr gutes Recht kämpfen-
den Kollegen in den Rücken zu fallen und Rausreißerdienſte
zu verrichten, ſo daß jetzt ſieben gelernte Brauer auf der
Henne arbeiten. Doch halt: drei neue Kräfte vom „Lande“
hat Herr Schröder noch angeworben, denen er die Kunſt des
Bierbrauens beibringen will; dieſelben ſind ebenſo zufrieden
wie der ſtehengebliebene „organiſierte“ achte Auchkollege
Mederer, der ſonſt in Kollegenkreiſen „Ja“ ſagt, im übrigen
aber nicht den Mut hat, dieſes „Ja“ in die That umzuſetzen,
wenn es gilt zu handeln. Doch wozu noch viele Worte machen
Gegen Dummheit kämpfen Götter ſelbſt vergebens!

Daß auch unſere Stadt mit der alten Saaleburg in den
Konflikt der Brauerei Henne hineingezogen, bewies die ſchon
erwähnte Verbreitung von Flugblättern am verfloſſenen Sonn-
tag, welche in Kürze die Vorgänge in dem genannten Betriebe
beleuchten. Auch der Pächter reſp. Afterpächter der Burgruine
Rudelsburg hat bereits an dem betreffenden Sonntag die
Wahrnehmung machen müſſen, daß einem großen Teil ſeiner
Beſucher das Hennebier nicht mehr behagt und auch für die
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er Was die Köſener Arbeiterſchaftſo wo Je ebenfalls auf dem Poſten ſein und
dafür ſorgen de entlaſſenen Brauern Gerechtigkeitwiderfährt. Alle ranügungsvereine und Sonntagsausflügler
ſind bereit, beim Beſuche unſerer Stadt und Umgegend des
Umſtandes nicht zu vergeſſen, daß der Chef der Brauerei
Henne bei Naumburg ſich mit ſeinen Arbeitern im Kriegs
zuſtande befindet wegen verſchiedener ſtreitiger Punkte. Man
erkundige ſich ſtets danach, ob die Etabliſſements: Rudelsburg,
Katze, Albrecht, Bahnhof Köſen nicht mit anderem Bier auf-
warten können, als mit Hennebier.

Leipziger Bank Prozeß.
Am Dienstag wurde die Vernehmung der Angeklagten fort

geſetzt.
Der Angeklagte Erner ſchließt ſich den geſtrigen Aus-

führungen Dodels im großen un n an und ergeht ſich
erneut in Ausführungen über die Beziehungen der Bank zur
Kaſſeler Trebertrocknungs-Geſellſchaft, indem er das Verhalten
der Bankverwaltung zu rechtfertigen verſucht. Auch der An-
Falggre Wölker erklärt, daß er von der Rentabilität der
Treber- Geſellſchaft und deren verſchiedenen Tochtergeſellſchaften
überzeugt geweſen ſei, insbeſondere habe das bosniſche Werk
eine große Zukunft für ſich. Er könne ſich den Vorwurf einer
Pflichtverletzung in keiner Weiſe machen, er habe die Unter
nehmungen der Kaſſeler Trebergeſellſchaft und deren Tochter
geſellſchaften auf alle Eingänge und Ausgänge auf das Ge-
wiſſenhafteſte geprüft und ſomit ſeine volle Schuldigkeit gethan.
Der Angeklagte Dr. Fiebiger erklärt dagegen, daß er von
Anfang an Mißtrauen gegenüber der Kaſſeler
Treber geſellſchaft gehabt habe. Er habe auch im
Aufſichtsrate ſeine Bedenken geltend gemacht,
doch hätten dieſe in den Sitzungsprotokollen nie-
mals Aufnahme gefunden, da die Protokolle
bereits vor Beginn der Sitzungen fertiggeſtellt
worden waren. (Große Bewegung im Zuhörerraum.)

Er habe weder von Hypothekenſchiebungen noch von faulen
Wechſeln und falſchen Buchungen etwas gewußt und gegen die
Wo Kreditgewährung mit größter Entſchiedenheit proteſtiert.

ein ganzes Vermögen habe er beim en de der
e

l
Bank verloren. Angeklagter Erner beſtreitet, daß er dem
Aufſichtsrat etwas berheimlicht habe. Angeklagter Bankier
Meyer erklärt, daß er geglaubt habe, die Angriffe gegen die
Trebergeſellſchaft gingen von der Konkurrenz aus, weshalb er
kein Mißtrauen gehegt habe, zumal die Lage dieſer Geſellſchaft
auf das genaueſte gorrgtt worden ſei. Doch ſei dem Aufſichts
rat über die Höhe der der Trebergeſellſchaft gewährten Kredite
nie voller Aufſchluß gegeben worden, was der
Angeklagte Exner wieder beſtreitet. Hierauf tritt eine kurze
Pauſe ein. Nach derſelben erklärt der Angeklagte Schröder,
daß auch er der Anſicht geweſen ſei, daß die Tochtergeſell-
ſchaften der Kaſſeler Trebertrocknungsgeſellſchaft eine große
Zukunft hätten. Anfang 1901 habe er die wirkliche Höhe
der Kredite erfahren. Er hätte einer ſolchen enormen Kredits
gewährung niemals ſeine Zuſtimmung gegeben.

Aus dem Reiche.
Berlin. Mit der Beendigung des Mordprozeſſes

Thomaſchke ſind neuerdings Recherchen eingeleitet worden,
denen ganz veränderte Momente, die ſich aus dem Gange der
Schwurgerichtsverhandlung ergeben r zu Grunde liegen
und welche zu einem Ermittelungsverfahren nach einer beſon-
deren Richtung hin Veranla ung gegeben haben. Eine neue
Berhaſſun iſt jedoch vorläufig n r erwarten.u der lucht angeſchoſſen, wurde der 29 Jahre
alte Monteur Willi Stendal aus Friedrichsberg von m
dortigen Gendarm, als Stendal ſeine Feſtnahme wegen einer

uwiderhandlung r Entfliehen vereiteln wollte. h
traf den Flüchtling an der e Augenb

ſtand Stendal und folgte dem Beamten, der ihn nun jed
nicht nach dem Amtsbureau, ſondern nach dem Krankenhauſe
brachte.Alſit. Generalleutnant von Bock u. Polach, Kommandeur

der 37. Diviſion, beſichtigte geſtern das ageer re
o Albrecht von Preußen. Das Regiment ritt eine Attacke,
wobei Herr von Bock und Polach durch die Lanze eines Dra-
oners am Kopf und Hals ſchwer verletzt wurde. a dem

Exerzierplatz wurde ihm ein Notverband angelegt, worauf ſeine
Ueberführung in das Garniſonlazarett nach Tilſit erfolgte.

Frankfurt a. M. Der Berlin- Frankfurter D-Zug 6, welcher
um 4/2 Uhr nachmittag hier eintreffen ſollte, iſt hinter Bebraauf freier Strecke entgleiſt. Mehrere ſſagiere ſind leicht
verletzt. Beide Gleiſe ſollen aber noch heute frei werden.
Nach einer ſpäteren Meldung ſind nur zwei Herren an den
Händen leicht verletzt.

Breslau. Der Kaufmann Thomas wurde geſtern früh beim
Betreten ſeines Ladens das Opfer eines Verbrechens.
Er überraſchte einen Einbrecher bei der Arbeit, der ihn, als
er ſich ertappt ſah, mit einem Hammer zu Boden ſchlug. Der
Schwerverletzte wurde ins Krankenhaus gebracht. Der flüch
tende Thäter wurde rig und feſtgenommen.

Wilsdruff. Geſtern früh erſcho ſ in Hühndorf der 27 jäh
rige Büchſenmacher Rühle die 15 jährige Tochter des Gaſtwirts
Schmidt, mit der er ein Liebes verhältnis unterhalten hatte.
Geſtern ſprach Rühle im Gaſthofe vor und erhielt Nachtquartier.
Als ihm von dem Mädchen heute früh der agge vorgeſetzt
wurde, gab er drei Revolverſchüſſe auf das Mädchen ab, wel-
ches, in den Rücken getroffen, ſofort lautlos zuſammenbrach undtot liegen blieb. Rühle richtete darauf die Waffe gegen ſich
t n traf ſich in den Kopf. Noch lebend wurde er auf-
gefunden.
Köln. Jn Vierſen wurde, wie von dort gende ird,

eine in ſchlechtem Rufe ſtehende Frau Nießen in ihrer Woh
nung mit aufgeſchlitztem Leibe aufgefunden. Ein der
T verdächtiger Arbeiter iſt entflohen.

ernburg. Mit geſpaltenem Schädel leblos aufge-
funden wurde in vergangener Nacht der jung verheiratete Schutzmann Bamberg. Das Seitengewehr fehlte dem Beamten.

Der Mörder iſt noch unermittelt.
Vermi ſchtes.

Durch Revolverſchüſſe getötet. Aus Frſtontigeve
wird gemeldet: Der Generalinſpekteur der kaiſerlichen Medizin
ſchule, Oberſt Jhſan Bey, wurde auf offener Straße von
einem Albaneſen durch R lwerſchüſſe getötet.
Es liegt anſcheinend ein Racheakt vor.

Ein ſtarker Erdſtof; wurde geſtern in Melilla
(Spanien) verſpürt. Der Bevölkerung bemächtigte ſich eine Pantik,
doch iſt der angerichtete Schaden nicht groß.

Ueber die Koſten, welche die Angelegenheit Humbert
erheiſcht, wird gemeldet, daß ſie durchſchnittlich 400 Franes
täglich betragen. Die Telegramme, welche in dieſer Sache ins
Ausland geſandt wurden, verurſachten 30 000 Francs und die
Verſendung der Haftbefehle 15000 Francs Koſten. v

Bei der Hoftafel, die aus Anlaß der Einweihung des
Germaniſchen Muſeums in Nürnberg abgehalten wurde, ge-
hörten zu jedem Gedeck 11 Gläſer; man trank alſo 11 ver
ſchiedene Sorten Wein.

Eine große Feuersbrunſt vernichtete Montag nacht
mehrere Häuſer in Draaby (Dänemark). Drei Perſonen
verbrannten und zwei wurden ſchwer verletzt.

Zwei Lokomotiven beſonderer Konſtruktion ſind neuer
dings von der preußiſchen Eiſenbahnverwaltung beſtellt worden.
Sie ſollen zu Verſuchen dienen, die Fahrgeſchwindigkeit
3 P nellzüge auf 130 Kilometer gegenüber der
jetzigen

GHBexantwortlicher Redakteur: A. Weihmann in Halle.
ſten Geſchwindigkeit von 90 Kilometern zu bringen.

P SS
a


	Volksblatt <Halle, Saale>
	Jahr
	Monat
	Tag
	Nr. 140.
	[Seite 1]
	[Seite 2]
	[Seite 3]
	[Seite 4]
	Beilage zum Volksblatt.
	[Seite 5]
	[Seite 6]







